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A. Problem 

Bei vielen schwerkranken Menschen kann heute durch eine Or- 
gantransplantation das Leben gerettet oder die Krankheit weit- 
gehend geheilt oder gelindert und damit die Lebensqualität ent- 
scheidend verbessert werden. Organ- und Gewebeübertragun- 
gen gehören aufgrund der Entwicklung der Medizin in den letz- 
ten 25 Jahren zum Standard der medizinischen Versorgung. Die 
Bereitschaft zur Organ- und Gewebespende ist dagegen in den 
letzten Jahren in Deutschland stark zurückgegangen. So stehen 
heute z. B. für die Übertragung von Niere, Leber, Herz und 
Augenhomhaut nach Schätzung des Arbeitskreises Organspende 
nur etwa die Hälfte der benötigten Transplantate zur Verfügung. 
Hinzu kommt, daß die deutschen Transplantationszentren bisher 
über die Vermittlung der Stiftung Eurotransplant in Leiden/Nie- 
derlande zum Teil in erheblichem Umfang mehr Spenderorgane 
aus Nachbarländern erhalten als dorthin abgegeben haben. Es 
kann nicht erwartet werden, daß diese Länder das auf Dauer hin- 
nehmen. 

Die rechtlichen Voraussetzungen für die Spende und Entnahme 
von menschlichen Organen, Organteilen und Geweben zum 
Zwecke der Transplantation sind in der Bundesrepublik Deutsch- 
land - im Gegensatz zu den meisten anderen europäischen 
Staaten - nicht spezialgesetzlich geregelt, sondern bestimmen 
sich nach allgemeinen Regeln und Grundsätzen. Eine Zusammen- 
fassung wichtiger medizinischer, ärztlicher, ethischer und juristi- 
scher Grundsätze bei Organtransplantationen enthält der Trans- 
plantationskodex, den sich die deutschen Transplantationszentren 
im Jahre 1987 gegeben und zu dessen Einhaltung sie sich selbst 
verpflichtet haben. Die in der ehemaligen DDR auf diesem 
Rechtsgebiet erlassenen Vorschriften gelten nach dem Einigungs- 
vertrag im Beitrittsgebiet als Landesrecht fort, soweit sie mit dem 
Grundgesetz vereinbar sind. Sie werden aber wegen verfassungs- 
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rechtlicher Bedenken gegen einzelne Bestimmungen insgesamt 
nicht mehr angewandt. 


B. Lösung 

Schaffung klarer Rechtsgrundlagen für 

- die Spende und Entnahme von Organen, Organteüen und Ge- 
weben (Organen) zum Zwecke der Übertragung auf andere 
Menschen auf der Grundlage erteilter Zustimmung, 

- die Gewährleistung und den rechtlichen Schutz der Möglich- 
keit, eine Organspende abzulehnen, 

- die organisatorischen Voraussetzungen der Entnahme, Ver- 
mittlung und Übertragung lebenswichtiger Organe, 

- die Vermittlung lebenswichtiger Organe nach Maßgabe medi- 
zinischer Kriterien, um die Gleichbehandlung der für eine 
Transplantation nach ärztlicher Entscheidung vorgesehenen 
Patienten zu gewährleisten, 

- die Bestrafung des Handeltreibens mit menschlichen Organen 
sowie unrechtmäßigen ärztlichen Handelns bei der Organent- 
nahme und -Übertragung, 

- die Aufklärung der Bevölkerung über die Spende, Entnahme, 
Vermittlung und Übertragung von Organen, damit auf der 
Grundlage sachgerechter Information mögüchst viele Bürge- 
rinnen und Bürger zu Lebzeiten eine persönliche Entschei- 
dung zur Organspende treffen und dokumentieren. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Dem Bund, den Ländern und den Gemeinden sowie den Kran- 
kenkassen und anderen Beteiligten entstehen Kosten im Rahmen 
der Aufklärung der Bevölkerung über die Organspende und 
-transplantation gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzentwurfs. Die Höhe 
dieser Kosten läßt sich noch nicht genau beziffern. Die Kosten für 
die mögliche Einrichtung einer Registerstelle nach § 2 Abs. 3 des 
Gesetzentwurfs lassen sich ebenfalls derzeit noch nicht beziffern; 
im übrigen ist die Regelung der Finanzierung der Registerstelle 
einer Rechtsverordnung Vorbehalten. 
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Entwurf eines Gesetzes über die Spende, Entnahme und Übertragung 
von Organen (Transplantationsgesetz - TPG) 

Vom . . . 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Spende und die Ent- 
nahme von menschlichen Organen, Organteüen oder 
Geweben (Organe) zum Zwecke der Übertragung 
auf andere Menschen sowie für die Übertragung der 
Organe einschließlich der Vorbereitung dieser Maß- 
nahmen. Es güt ferner für das Verbot des Handels 
mit menschlichen Organen. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Blut und Knochen- 
mark sowie embryonale und fetale Organe. 

§2 

Aufklärung der Bevölkerung, 

Erklärung zur Organspende, Organspenderegister, 
Organspendeausweise 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen, die 
Bundesbehörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit, 
insbesondere die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung, sowie die Krankenkassen sollen auf der 
Grundlage dieses Gesetzes die Bevölkerung über die 
Möglichkeiten der Organspende, die Voraussetzun- 
gen der Organentnahme und die Bedeutung der 
Organübertragung aufklären. Sie sollen auch Aus- 
weise für die Erklärung zur Organspende (Organ- 
spendeausweise) zusammen mit geeigneten Aufklä- 
rungsunterlagen bereithalten. 

(2) Wer eine Erklärung zur Organspende abgibt, 
kann in eine Organentnahme nach § 3 einwilligen, 
ihr widersprechen oder die Entscheidung einer na- 
mentlich benannten Person seines Vertrauens über- 
tragen (Erklärung zur Organspende). Die Einwilli- 
gung oder der Widerspruch kann auf die Entnahme 
bestimmter Organe beschränkt werden. 

(3) Das Bundesministerium für Gesundheit kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates einer Stelle die Aufgabe übertragen, die Er- 
klärungen zur Organspende auf Wunsch der Erklä- 
renden zu speichern und darüber berechtigten Perso- 
nen Auskunft zu erteilen (Organspenderegister). Die 
gespeicherten personenbezogenen Daten dürfen nur 
zum Zwecke der Feststellung verwendet werden, ob 


bei demjenigen, der die Erklärung abgegeben hatte, 
eine Organentnahme nach § 3 oder § 4 zulässig ist. 
Die Rechtsverordnung regelt insbesondere 

1. die Anlauf stellen für die Abgabe einer Erklärung 
zur Organspende oder für deren Änderung, die 
Verwendung eines Vordrucks, die Art der darauf 
anzugebenden Daten und die Prüfung der Identi- 
tät des Erklärenden, 

2. die Übermittlung der Erklärung durch die Anlauf - 
stellen an das Organspenderegister sowie die 
Speicherung der Erklärung und der darin enthal- 
tenen Daten bei den Anlaufstellen und dem Re- 
gister, 

3. die Auskunft aus dem Organspenderegister aus- 
schließlich an den Erklärenden und nach Feststel- 
lung der Voraussetzungen gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 an einen Arzt sowie die Weitergabe der er- 
haltenen Auskunft an den Arzt, der die Organent- 
nahme vornehmen soll, und an die Person, die 
nach § 3 Abs. 2 oder § 4 über die beabsichtigte Or- 
ganentnahme zu unterrichten ist, 

4. die Speicherung der Personendaten der nach 
Nummer 3 auskunftsberechtigten Ärzte bei dem 
Register sowie die Vergabe, Speicherung und Zu- 
sammensetzung der Codenummern für ihre Aus- 
kunftsberechtigung, 

5. die Löschung der gespeicherten Daten und 

6. die Finanzierung des Organspenderegisters. 

(4) Das Bundesministerium für Gesundheit kann 
durch allgemeine Verwaltungsvorschrift mit Zustim- 
mung des Bundesrates ein Muster für einen Organ- 
spendeausweis festlegen und im Bundesanzeiger be- 
kanntmachen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Organentnahme nach endgültigem, 
nicht behebbarem Ausfall 
der gesamten Himfunküon oder Stillstand 
von Herz und Kreislauf 

§3 

Zulässigkeit der Organentnahme mit Einwilligung 
des Organspenders 

(1) Die Entnahme von Organen ist, soweit in § 4 
nichts Abweichendes bestimmt ist, nur zulässig, wenn 

1. der Organspender in die Entnahme eingewilligt 
hatte, 
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2. [Wird während der Gesetzesberatung ausgefüllt.], 

3. der Eingriff von einem Arzt vorgenommen wird. 

Die Entnahme ist unzulässig bei einer Person, die ihr 
widersprochen hatte. Die Einwilligung kann vom 
vollendeten sechzehnten, der Widerspruch vom voll- 
endeten vierzehnten Lebensjahr an erklärt werden. 

(2) Der Arzt hat den nächsten Angehörigen des Or- 
ganspenders (§ 4 . . .) über die beabsichtigte Organ- 
entnahme zu unterrichten. 

§4 

Zulässigkeit der Organentnahme 
mit Zustimmung anderer Personen 

[ Wird während der Gesetzesberatung ausgefüllt.] 


§5 

Nachweis des endgültigen, nicht behebbaren 
Ausfalls der gesamten Hirnfunktion oder Stillstands 
von Herz und Kreislauf 

(1) Der endgültige, nicht behebbare Ausfall der ge- 
samten Himfunktion oder der endgültige, nicht be- 
hebbare Stillstand von Herz und Kreislauf ist nach 
Regeln, die dem Stand der medizinischen Wissen- 
schaft entsprechen, durch zwei dafür qualifizierte 
Ärzte nachzuweisen, die den Organspender unab- 
hängig voneinander untersucht haben. Vor der Ent- 
nahme von vermittlungspflichtigen Organen (§ 8 
Satz 2) ist stets der endgültige, nicht behebbare Aus- 
fall der gesamten Himfunktion des Organspenders 
nachzuweisen. In den , anderen Fällen genügt der 
Nachweis des endgültigen, nicht behebbaren Still- 
stands von Herz und Kreislauf. Abweichend von 
Satz 1 genügt die Untersuchung und der Nachweis 
durch einen Arzt, wenn seit dem endgültigen, nicht 
behebbaren Stillstand von Herz und Kreislauf mehr 
als drei Stunden vergangen sind. 

(2) Die an der Untersuchung nach Absatz 1 betei- 
ligten Ärzte dürfen weder an der Entnahme noch an 
der Übertragung der Organe des Organspenders 
beteiligt sein. Sie dürfen auch nicht Weisungen eines 
Arztes unterstehen, der an diesen Maßnahmen betei- 
ligt ist. Die Feststellung des Untersuchungsergebnis- 
ses und ihr Zeitpunkt sind von den Ärzten unter 
Angabe der zugrundeüegenden Untersuchungsbe- 
funde jeweils in einer Niederschrift aufzuzeichnen 
und zu unterschreiben. Dem nächsten Angehörigen 
ist Gelegenheit zur Einsichtnahme zu geben. Er kann 
eine Person seines Vertrauens hinzuziehen. 

§6 

Achtung der Würde des Organspenders 

(1) Die Organentnahme und alle mit ihr zusam- 
menhängenden Maßnahmen müssen unter Achtung 
der Würde des Organspenders in einer der ärztlichen 
Sorgfaltspflicht entsprechenden Weise durchgeführt 
werden. 


(2) Der Leichnam des Organspenders muß in wür- 
digem Zustand zur Bestattung übergeben werden. 
Zuvor ist dem nächsten Angehörigen Gelegenheit zu 
geben, den Leichnam zu sehen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Organentnahme bei Lebenden 

§7 

Zulässigkeit der Organentnahme 

(1) Die Entnahme von Organen einer lebenden 
Person ist nur zulässig, wenn 

1. die Person 

a) volljährig und einwilligungsfähig ist, 

b) nach Absatz 2 Satz 1 aufgeklärt worden ist und 
in die Entnahme eingewilligt hat, 

c) nach ärztlicher Beurteüung als Spender geeig- 
net ist und voraussichtlich nicht über das Ope- 
rationsrisiko hinaus gefährdet oder über die 
unmittelbaren Folgen der Entnahme hinaus ge- 
sundheitlich schwer beeinträchtigt wird, 

2. die Übertragung des Organs auf den vorgesehe- 
nen Empfänger nach ärztlicher Beurteilung geeig- 
net ist, das Leben dieses Menschen zu erhalten 
oder bei ihm eine schwerwiegende Krankheit zu 
heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder 
ihre Beschwerden zu lindem, 

3. ein geeignetes Organ eines Spenders nach § 3 
oder § 4 nicht zur Verfügung steht und 

4. der Eingriff durch einen Arzt vorgenommen wird. 

Die Entnahme von Organen, die sich nicht wieder 
bilden können, ist darüber hinaus nur zulässig zum 
Zwecke der Übertragung auf Verwandte ersten oder 
zweiten Grades, Ehegatten, Verlobte oder andere 
Personen, die dem Spender in besonderer persön- 
licher und sittlicher Verbundenheit offenkundig 
nahestehen. 

(2) Der Organspender ist über die Art des Eingriffs, 
den Umfang und mögliche, auch mittelbare Folgen 
der beabsichtigten Organentnahme für seine Ge- 
sundheit sowie über die zu erwartende Erfolgsaus- 
sicht der Organübertragung und sonstige Umstände, 
denen er erkennbar eine Bedeutung für die Organ- 
spende beimißt, durch einen Arzt aufzuklären. Die 
Aufklärung hat in Anwesenheit eines weiteren Arz- 
tes, für den § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend gilt, 
zu erfolgen. Der Inhalt der Aufklärung und die Ein- 
willigungserklärung des Organspenders sind in einer 
Niederschrift aufzuzeichnen, die von dem aufklären- 
den Arzt, dem weiteren Arzt und dem Spender zu 
unterschreiben ist. Die Einwilligung kann schriftlich 
oder mündlich widerrufen werden. 

(3) Die Entnahme von Organen bei einem Leben- 
den darf erst durchgeführt werden, nachdem sich der 
Organspender und der Organempfänger zur Teil- 
nahme an einer ärztlich empfohlenen Nachbetreu- 
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ung bereit erklärt haben und eine Kommission bei 
der Ärztekammer gutachtlich dazu Stellung genom- 
men hat, ob begründete tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür vorhegen, daß die Einwilligung in die Organ- 
spende nicht freiwillig erfolgt oder das Organ Ge- 
genstand verbotenen Handeltreibens nach § 16 ist. 
Der Kommission muß ein Arzt, der weder an der Ent- 
nahme noch an der Übertragung von Organen betei- 
ligt ist noch Weisungen eines Arztes untersteht, der 
an solchen Maßnahmen beteiligt ist, eine Person mit 
der Befähigung zum Richteramt und eine in psycho- 
logischen Fragen erfahrene Person angehören. Das 
Nähere, insbesondere zur Zusammensetzung der 
Kommission, zum Verfahren und zur Finanzierung, 
wird durch Landesrecht bestimmt. 


VIERTER ABSCHNITT 

Entnahme, Vermittlung und Übertragung 
bestimmter Organe 

§8 

Zulässigkeit der Organübertragung 

Die Übertragung von Herz, Niere, Leber, Lunge, 
Bauchspeicheldrüse und Darm darf nur in dafür zu- 
gelassenen Transplantationszentren (§ 9) vorgenom- 
men werden. Sind diese Organe Spendern nach § 3 
oder § 4 entnommen worden {vermittlungspflichtige 
Organe), ist ihre Übertragung nur zulässig, wenn sie 
durch die Vermittlungsstelle unter Beachtung der 
Regelungen nach § 11 vermittelt worden sind. Sind 
vermittlungspflichtige Organe im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes entnommen worden, ist ihre Übertra- 
gung darüber hinaus nur zulässig, wenn die Ent- 
nahme unter Beachtung der Regelungen nach § 10 
durchgeführt wurde. 

§9 

Transplantationszentren 

(1) Transplantationszentren sind Krankenhäuser 
oder Einrichtungen an Krankenhäusern, die nach 
§ 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch oder 
nach anderen gesetzlichen Bestimmungen für die 
Übertragung von in § 8 Satz 1 genannten Organen 
zugelassen sind. Bei der Zulassung nach § 108 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch sind Schwer- 
punkte für die Übertragung dieser Organe zu bilden, 
um eine bedarfsgerechte, leistungsfähige und wirt- 
schaftliche Versorgung zu gewährleisten und die 
erforderliche Qualität der Organübertragung zu si- 
chern. 

(2) Die Transplantationszentren sind verpflichtet, 

1. Wartelisten der zur Transplantation angenomme- 
nen Patienten mit den für die Organvermittlung 
nach § 11 erforderlichen Angaben zu führen sowie 
unverzüglich über die Annahme eines Patienten 
zur Organübertragung und seine Aufnahme in die 
Warteliste zu entscheiden und den behandelnden 
Arzt darüber zu unterrichten, 


2. die auf Grund der §§ 10 und 11 getroffenen Rege- 
lungen zur Organentnahme und Organvermitt- 
lung einzuhalten, 

3. jede Organübertragung so zu dokumentieren, daß 
eine lückenlose Rückverfolgung der Organe vom 
Empfänger zum Spender ermöglicht wird; bei der 
Übertragung von vermittlungspflichtigen Organen 
ist die Kenn-Nummer (§ 12 Abs. 1 Satz 1) anzu- 
geben, um eine Rückverfolgung durch die Koordi- 
nierungsstelle zu ermöglichen, 

4. vor und" nach einer Organübertragung Maßnah- 
men für eine erforderliche psychische Betreuung 
der Patienten im Krankenhaus sicherzustellen und 

5. nach Maßgabe der Vorschriften des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch Maßnahmen zur Quali- 
tätssicherung, die auch einen Vergleich mit ande- 
ren Transplantationszentren ermöglichen, im Rah- 
men ihrer Tätigkeit nach diesem Gesetz durchzu- 
führen. 

§ 10 

Zusammenarbeit bei der Organentnahme, 
Koordinierungsstelle 

(1) Die Entnahme von vermittlungspflichtigen 
Organen einschließlich der Vorbereitung von Ent- 
nahme, Vermittlung und Übertragung ist gemein- 
schaftliche Aufgabe der Transplantationszentren und 
der anderen Krankenhäuser in regionaler Zusam- 
menarbeit. Zur Organisation dieser Aufgabe errich- 
ten oder beauftragen die Spitzenverbände der Kran- 
kenkassen gemeinsam, die Bundesärztekammer und 
die Deutsche Krankenhausgesellschaft eine geeig- 
nete Einrichtung (Koordinierungsstelle). Sie muß auf 
Grund ihrer Trägerschaft, der Zahl und Qualifikation 
ihrer Mitarbeiter, ihrer betrieblichen Organisation 
sowie ihrer sachlichen Ausstattung die Gewähr dafür 
bieten, daß die Maßnahmen nach Satz 1 in Zusam- 
menarbeit mit den Transplantationszentren und den 
anderen Krankenhäusern nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes durchgeführt werden. Die Transplanta- 
tionszentren müssen in der Koordinierungsstelle an- 
gemessen vertreten sein. 

(2) Die Spitzenverbände der Krankenkassen ge- 
meinsam, die Bundesärztekammer, die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft und die Koordinierungs- 
stelle regeln durch Vertrag die Aufgaben der Koordi- 
nierungsstelle mit Wirkung für die Transplantations- 
zentren und die anderen Krankenhäuser. Der Vertrag 
regelt insbesondere 

1. die Anforderungen an die im Zusammenhang mit 
einer Organentnahme zum Schutz der Organemp- 
fänger erforderlichen Maßnahmen sowie die Rah- 
menregelungen für die Zusammenarbeit der Be- 
teiligten, 

2. die Zusammenarbeit und den Erfahrungsaus- 
tausch mit der Vermittlungsstelle, 

3. die Unterstützung der Transplantationszentren bei 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung, 
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4. den Ersatz angemessener Aufwendungen der 
Koordinierungsstelle für die Erfüllung ihrer Auf- 
gaben nach diesem Gesetz einschließlich der 
Abgeltung von Leistungen, die Transplantations- 
zentren und andere Krankenhäuser im Rahmen 
der Organentnahme erbringen. 

(3) Der Vertrag nach den Absätzen 1 und 2 bedarf 
der Genehmigung durch das Bundesministerium für 
Gesundheit und ist im Bundesanzeiger bekanntzu- 
machen. Die Spitzenverbände der Krankenkassen 
gemeinsam, die Bundesärztekammer und die Deut- 
sche Krankenhausgesellschaft überwachen die Ein- 
haltung der Vertragsbestimmungen. 

(4) Die Transplantationszentren und die anderen 
Krankenhäuser sind verpflichtet, untereinander und 
mit der Koordinierungsstelle zusammenzuarbeiten. 
Die Krankenhäuser sind verpflichtet, den endgülti- 
gen, nicht behebbaren Ausfall der gesamten Him- 
funktion von Patienten, die nach ärztlicher Beurtei- 
lung als Spender vermittiungspflichtiger Organe in 
Betracht kommen, dem zuständigen Transplantations- 
zentrum mitzuteüen, das die Koordinierungsstelle 
unterrichtet. Das zuständige Transplantationszen- 
trum klärt in Zusammenarbeit mit der Koordinie- 
rungsstelle, ob die Voraussetzungen für eine Organ- 
entnahme vorliegen. Hierzu erhebt das zuständige 
Tiransplantationszentrum die Personalien dieser Pa- 
tienten und weitere für die Durchführung der Organ- 
entnahme und -Vermittlung erforderliche personen- 
bezogene Daten. Die Krankenhäuser sind verpflich- 
tet, dem Zuständigen Transplantationszentrum diese 
Daten zu übermitteln; dieses übermittelt die Daten 
an die Koordinierungsstelle. 

(5) Kommt ein Vertrag nach den Absätzen 1 und 2 
nicht innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zustande, bestimmt das Bundesmi- 
nisterium für Gesundheit durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates die Koordinie- 
rungsstelle und ihre Aufgaben. 

§11 

Organvermittlung, Vermittlungsstelle 

(1) Zur Vermittlung der vermittlungspfüchtigen 
Organe errichten oder beauftragen die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen gemeinsam, die Bundes- 
ärztekammer und die Deutsche Krankenhausgesell- 
schaft eine geeignete Einrichtung (Vermittlungs- 
stelle). Sie muß auf Grund ihrer Trägerschaft, der 
Zahl und Qualifikation ihrer Mitarbeiter, ihrer be- 
trieblichen Organisation sowie ihrer sachlichen Aus- 
stattung die Gewähr dafür bieten, daß die Organver- 
mittlung nach den Vorschriften dieses Gesetzes er- 
folgt. Soweit sie Organe vermittelt, die außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes entnommen wer- 
den, muß sie auch gewährleisten, daß die zum Schutz 
der Organempfänger erforderlichen Maßnahmen 
nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft 
durchgeführt werden. Es dürfen nur Organe vermit- 
telt werden, die im Einklang mit den am Ort der Ent- 
nahme geltenden Rechtsvorschriften entnommen 
worden sind. 


(2) Als Vermittlungsstelle kann auch eine geeig- 
nete Einrichtung beauftragt werden, die ihren Sitz 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes hat 
und die Organe im Rahmen eines internationalen Or- 
ganaustausches unter Anwendung der Vorschriften 
dieses Gesetzes für die Organvermittlung vermittelt. 
Dabei ist sicherzustellen, daß die Vorschriften der 
§§13 und 14 sinngemäß Anwendung finden; eine an- 
gemessene Datenschutzaufsicht muß gewährleistet 
sein. 

(3) Die vermittlungspfüchtigen Organe sind von 
der Vermittlungsstelle nach Regeln, die dem Stand 
der medizinischen Wissenschaft entsprechen, insbe- 
sondere nach Erfolgsaussicht und Dringüchkeit für 
geeignete Patienten zu vermitteln. Die Warteüsten 
der Transplantationszentren sind dabei als eine ein- 
heitüche Warteüste zu behandeln. Die Vermittlungs- 
entscheidung ist für jedes Organ unter Angabe der 
Gründe zu dokumentieren und unter Verwendung 
der Kenn-Nummer dem Transplantationszentrum 
und der Koordinierungsstelle zu übermitteln. 

(4) Die Spitzenverbände der Krankenkassen ge- 
meinsam, die Bundesärztekammer, die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft und die Vermittlungsstelle 
regeln durch Vertrag die Aufgaben der Vermittlungs- 
stelle mit Wirkung für die Transplantationszentren. 
Der Vertrag regelt insbesondere 

1. die Erfassung aller von den Transplantationszen- 
tren nach § 12 Abs. 3 Satz 3 gemeldeten Patienten 
in einer Warteüste, 

2. die Erfassung der von der Koordinierungssteüe 
nach § 12 Abs. 1 Satz 4 gemeldeten Organe, 

3. die Vermittlung der Organe nach den Vorschriften 
des Absatzes 3 sowie Verfahren zur Einhaltung 
der Vorschriften des Absatzes 1 Satz 3 und 4, 

4. die Überprüfung von Vermittlungsentscheidungen 
in regelmäßigen Abständen durch eine von den 
Vertragspartnern bestimmte Prüfungskommission 
und 

5. die Zusammenarbeit und den Erfahrungsaus- 
tausch mit der Koordinierungssteüe und den 
Transplantationszentren, 

6. eine regelmäßige Berichterstattung der Vermitt- 
lungssteüe an die anderen Vertragspartner, 

7. den Ersatz angemessener Aufwendungen der Ver- 
mittlungssteUe für die ErfüUung ihrer Aufgaben 
nach diesem Gesetz, 

8. eine vertragüche Kündigungsmögüchkeit bei Ver- 
tragsverletzungen der VermittlungssteUe. 

(5) Der Vertrag nach den Absätzen 1 und 4 bedarf 
der Genehmigung durch das Bundesministerium für 
Gesundheit und ist im Bundesanzeiger bekanntzu- 
machen. Die Spitzenverbände der Krankenkassen 
gemeinsam, die Bundesärztekammer und die Deut- 
sche KrankenhausgeseUschaft überwachen die Ein- 
haltung der Vertragsbestimmungen. 

(6) Kommt ein Vertrag nach den Absätzen 1 und 4 
nicht innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zustande, bestimmt das Bundesmi- 


6 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4355 


nisterium für Gesundheit durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates die Vermittlungs- 
stelle und ihre Aufgaben. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Meldungen, Datenschutz, Fristen, 
Richtlinien zum Stand der medizinischen 
Wissenschaft 

§ 12 

Meldungen, Begleitpapiere 

(1) Die Koordinierungsstelle verschlüsselt in einem 
mit den Transplantationszentren abgestimmten Ver- 
fahren die personenbezogenen Daten des Organ- 
spenders und büdet eine Kenn-Nummer, die aus- 
schließlich der Koordinierungsstelle einen Rück- 
schluß auf die Person des Organspenders ermöglicht. 
Die Kenn-Nummer ist in die Begleitpapiere für 
das entnommene Organ aufzunehmen. Die Begleit- 
papiere enthalten daneben alle für die Organübertra- 
gung erforderlichen medizinischen Angaben. Die 
Koordinierungsstelle meldet das Organ, die Kenn- 
Nummer und die für die Organvermittlung erforder- 
lichen medizinischen Angaben an die Vermittlungs- 
stelle und übermittelt nach Entscheidung der Ver- 
mittlungsstelle die Begleitpapiere an das Transplan- 
tationszentrum, in dem das Organ auf den Empfän- 
ger übertragen werden soll. Das Nähere wird im Ver- 
trag nach § 10 Abs. 2 geregelt. 

(2) Angaben aus den Begleitpapieren dürfen mit 
den personenbezogenen Daten des Organspenders 
zur weiteren Information über diesen nur zusammen- 
geführt werden, wenn für den Organempfänger eine 
gesundheitliche Gefährdung zu befürchten ist, 

(3) Der behandelnde Arzt hat Patienten, bei denen 
die Übertragung vermittlungspflichtiger Organe 
medizinisch angezeigt ist, mit deren Einwilligung un- 
verzüglich an das Transplantationszentrum zu mel- 
den, in dem die Organübertragung vorgenommen 
werden soll. Die Meldung hat auch dann zu erfolgen, 
wenn eine Ersatztherapie durchgeführt wird. Die 
Transplantationszentren melden die in die Warteliste 
auf genommenen Patienten nach deren Einwilligung 
mit den für die Organvermittlung erforderlichen An- 
gaben an die Vermittlungsstelle. Der Patient ist vor 
der Einwilligung darüber zu unterrichten, an welche 
Stellen seine personenbezogenen Daten übermittelt 
werden. 

§ 13 

Datenschutz 

(1) Ist die Koordinierungsstelle oder die Vermitt- 
lungsstelle eine nicht-öffentliche Stelle im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes, gilt § 38 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes mit der Maßgabe, daß die Aufsichts- 
behörde die Einhaltung der Vorschriften über den 
Datenschutz überwacht, auch wenn ihr hinreichende 
Anhaltspunkte für eine Verletzung dieser Vorschrif- 
ten nicht vorhegen. 


(2) Die an der Mitteilung und Übermittlung nach 
§ 10 Abs. 4 sowie die an der Organentnahme, -Ver- 
mittlung oder -Übertragung beteiligten Personen dür- 
fen personenbezogene Daten der Organspender und 
der Organempfänger nicht offenbaren. Dies gilt auch 
für personenbezogene Daten von Personen, die über 
die beabsichtigte Organentnahme nach § 3 Abs. 2 
oder § 4 unt errichtet worden sind. Die im Rahmen 
dieses Gesetzes erhobenen personenbezogenen Da- 
ten dürfen für andere als in diesem Gesetz genannte 
Zwecke nicht verarbeitet oder genutzt werden, 

§14 

Aufbewahrungs- und Löschungsfristen 

Die Aufzeichnungen zur Feststellung des Ausfalls 
der gesamten Himfunktion oder des Stillstands von 
Herz und Kreislauf nach § 5 Abs. 2 Satz 3, zur Auf- 
klärung nach § 7 Abs. 2 Satz 3 und zur gutachtlichen 
Stellungnahme nach § 7 Abs. 3 sowie die Dokumen- 
tationen der Organentnahme, -Vermittlung und 
-Übertragung sind mindestens zehn Jahre aufzube- 
wahren. Die in Aufzeichnungen und Dokumentatio- 
nen nach den Sätzen 1 und 2 enthaltenen personen- 
bezogenen Daten sind spätestens bis zum Ablauf 
eines weiteren Jahres zu vernichten; soweit darin 
enthaltene personenbezogene Daten in Dateien ge- 
speichert sind, sind diese innerhalb dieser Frist zu 
löschen. 

§ 15 

Richtlinien zum Stand der medizinischen 
Wissenschaft 

(1) Die Bundesärztekammer kann in Richtlinien 
den Stand der medizinischen Wissenschaft für 

1. die Regeln zum Nachweis des endgültigen, nicht 
behebbaren Ausfalls der gesamten Himfunktion 
und des endgültigen, nicht behebbaren Stillstands 
von Herz und Kreislauf nach § 5 Abs. 1, 

2. die ärztliche Beurteilung nach § 10 Abs. 4 Satz 2, 

3. die Anforderungen an die im Zusammenhang mit 
einer Organentnahme zum Schutz der Organemp- 
fänger erforderlichen Maßnahmen einschließlich 
ihrer Dokumentation, insbesondere an 

a) die Untersuchung des Organspenders, der ent- 
nommenen Organe und der Organempfänger, 
um die gesundheitlichen Risiken für die Organ- 
empfänger, insbesondere das Risiko der Über- 
tragung von Krankheiten, so gering wie mög- 
lich zu halten, 

b) die Konservierung, Aufbereitung, Aufbewah- 
rung und Beförderung der Organe, um diese in 
einer zur Übertragung oder zur weiteren Auf- 
bereitung und Aufbewahrung vor einer Über- 
tragung geeigneten Beschaffenheit zu erhalten, 

4. die Regeln zur Organvermittlung nach § 11 Abs. 3 
Satz 1 und 

5. die Anforderungen an die im Zusammenhang mit 
einer Organentnahme und -Übertragung erforder- 
lichen Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
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feststellen. Die Einhaltung des Standes der medizi- 
nischen Wissenschaft wird vermutet, wenn die Richt- 
linien der Bundesärztekammer beachtet worden 
sind. 

(2) Bei der Erarbeitung der Richtlinien nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 4 sollen Ärzte, die weder an 
der Entnahme noch an der Übertragung von Orga- 
nen beteiligt sind noch Weisungen eines Arztes un- 
terstehen, der an solchen Maßnahmen beteiligt ist, 
angemessen vertreten sein. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Verbotsvorschriften 

§16 

Verbot des Organhandels 

(1) Es ist verboten, mit Organen, die einer Heilbe- 
handlung zu dienen bestimmt sind, Handel zu trei- 
ben. Satz 1 gilt nicht für 

1. die Gewährung oder Annahme eines angemesse- 
nen Entgelts für die zur Erreichung des Ziels der 
Heilbehandlung gebotenen Maßnahmen, insbe- 
sondere für die Entnahme, die Konservierung, die 
weitere Aufbereitung einschließlich der Maßnah- 
men zum Infektionsschutz, die Aufbewahrung 
und die Beförderung der Organe, sowie 

2. Arzneimittel, die aus oder unter Verwendung von 
Organen hergestellt sind und den Vorschriften des 
Arzneimittelgesetzes über die Zulassung oder Re- 
gistrierung unterhegen oder durch Rechtsverord- 
nung von der Zulassung oder Registrierung freige- 
stellt sind. 

(2) Ebenso ist verboten, Organe, die nach Absatz 1 
Satz 1 Gegenstand verbotenen Handeltreibens sind, 
zu entnehmen oder auf einen anderen Menschen zu 
übertragen. 


SIEBTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§17 

Organhandel 

(1) Wer entgegen § 16 Abs. 1 Satz 1 mit einem 
Organ Handel treibt oder entgegen § 16 Abs. 2 ein 
Organ entnimmt oder überträgt, wird mit Freiheits- 
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 18 

Weitere Strafvorschriften 

(1) Wer entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 oder § 4 ein 
Organ entnimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 


(2) Wer entgegen § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a, b, Nr, 4 oder Satz 2 ein Organ entnimmt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

(3) Wer entgegen § 12 Abs. 2 Angaben zusammen- 
führt oder entgegen § 13 Abs. 2 personenbezogene 
Daten offenbart, verarbeitet oder nutzt, wird, wenn 
die Tat nicht in § 203 des Strafgesetzbuchs mit Strafe 
bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist der Ver- 
such strafbar. 

(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
fahrlässig, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe. 

(6) In den Fähen des Absatzes 3 wird die Tat nur 
auf Antrag verfolgt. 

§ 19 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 3 die Feststellung des 
Untersuchungsergebnisses oder ihren Zeitpunkt 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in 
der vorgeschriebenen Weise aufzeichnet oder 
nicht unterschreibt, 

2. entgegen § 8 ein Organ überträgt, 

3. entgegen § 9 Abs. 2 Nr. 3 die Organübertragung 
nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise 
dokumentiert oder 

4. entgegen § 14 Satz 1 eine dort genannte Unterlage 
nicht oder nicht mindestens zehn Jahre auf be- 
wahrt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fähen des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 mit einer Geldbuße bis zu fünf- 
zigtausend Deutsche Mark, in den Fähen des 
Absatzes 1 Nr. 4 mit einer Geldbuße bis zu fünftau- 
send Deutsche Mark geahndet werden. 


ACHTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 


§20 

Änderung des Arzneimittelgesetzes 

Das Arzneimittelgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I 

S. 3018) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 3 wird nach Nummer 7 der Punkt am 
Ende des Satzes durch ein Komma ersetzt und fol- 
gende Nummer 8 angefügt: 

„8. die in § 8 Satz 1 des Transplantationsgesetzes 
genannten Organe, wenn sie zur Übertragung 
auf andere Menschen bestimmt sind. " 
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2. § 80 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach Nummer 3 der Punkt am 
Ende des Satzes durch ein Komma ersetzt und 
folgende Nummer angefügt: 

„4. menschliche Organe, Organteile und Ge- 
webe, die unter der fachlichen Verantwor- 
tung eines Arztes zum Zwecke der Übertra- 
gung auf andere Menschen entnommen 
werden, wenn diese Menschen unter der 
fachüchen Verantwortung dieses Arztes be- 
handelt werden. " 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 Nr. 4 gilt nicht für Blutzubereitungen" . 

§21 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

§ 115 a Abs. 2 des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch - Gesetzliche Krankenversicherung - (Artikel 1 
des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I 
S. 2477), das zuletzt durch . . . geändert worden ist, 
wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die vorstationäre Behandlung ist auf längstens 
drei Behandlungstage innerhalb von fünf Tagen vor 
Beginn der stationären Behandlung begrenzt. Die 
nachstationäre Behandlung darf sieben Behand- 
lungstage innerhalb von 14 Tagen, bei Organübertra- 
gungen nach § 8 des Transplantationsgesetzes drei 
Monate nach Beendigung der stationären Kranken- 
hausbehandlung nicht überschreiten. Die Frist von 
14 Tagen oder drei Monaten kann in medizinisch be- 
gründeten Einzelfällen im Einvernehmen mit dem 
ein weisenden Arzt verlängert werden. Kontrollunter- 
suchungen bei Organübertragungen nach § 8 des 
Transplantationsgesetzes dürfen vom Krankenhaus 
auch nach Beendigung der nachstationären Behand- 
lung fortgeführt werden, um die weitere Krankenbe- 
handlung oder Maßnahmen der Qualitätssicherung 
wissenschaftlich zu begleiten oder zu unterstützen. 
Eine notwendige ärztliche Behandlung außerhalb 
des Krankenhauses während der vor- und nachstatio- 
nären Behandlung wird im Rahmen des Sicherstel- 
lungsauftrags durch die an der vertragsärztlichen 
Versorgung teünehmenden Ärzte gewährleistet. Das 
Krankenhaus hat den einweisenden Arzt über die 
vor- oder nachstationäre Behandlung sowie diesen 
und die an der weiteren Krankenbehandlung jeweils 
beteiligten Ärzte über die Kontrolluntersuchungen 
und deren Ergebnis unverzüglich zu unterrichten." 


§22 

Änderung des Strafgesetzbuchs 

§ 5 des Strafgesetzbuchs in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 
1160), das zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In Nummer 14 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt. 

2. Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 15 ange- 
fügt: 

„15. Organhandel (§ 17 des Transplantationsge- 
setzes), wenn der Täter zur Zeit der Tat Deut- 
scher ist. " 


§23 

Übergangsregelungen 

(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende 
Verträge über Regelungsgegenstände nach § 10 
gelten weiter, bis sie durch Vertrag nach § 10 Abs. 1 
und 2 abgelöst oder durch Rechtsverordnung nach 
§ 10 Abs. 5 ersetzt werden. 

(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende 
Verträge über Regelungsgegenstände nach § 11 
gelten weiter, bis sie durch Vertrag nach § 11 Abs. 1 
und 4 abgelöst oder durch Rechtsverordnung nach 
§ 11 Abs. 6 ersetzt werden. 

§24 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. ... 1996 in Kraft, so- 
weit in Satz 2 nichts Abweichendes bestimmt ist. § 7 
Abs. 3 tritt am 1. . . . 1998 in Kraft. 

(2) Am 1. . . . 1996 treten außer Kraft: 

1. die Verordnung über die Durchführung von Or- 
gantransplantationen vom 4. Juli 1975 (GBl. I 
Nr. 32 S. 597), geändert durch Verordnung vom 
5. August 1987 (GBl. I Nr. 19 S. 199), 

2. die Erste Durchführungsbestimmung zur Verord- 
nung über die Durchführung von Organtransplan- 
tationen vom 29. März 1977 (GBL I Nr. 13 S. 141). 


Bonn, den 16. April 1996 


Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Rudolf Scharping und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. 

Bei vielen schwerkranken Menschen kann heute 
durch eine Organtransplantation das Leben gerettet 
oder die Krankheit weitgehend geheilt oder gelindert 
und damit die Lebensqualität entscheidend verbes- 
sert werden. Organ- und Gewebeübertragungen ge- 
hören aufgrund der Entwicklung der Medizin in den 
letzten 25 Jahren in den meisten Ländern mit hoch- 
entwickeltem Gesundheitswesen zum Standard der 
medizinischen Versorgung. 

Weltweit wurden bis Ende 1994 z. B. rd. 348 700 
Nieren, 35 300 Herzen, 40 500 Lebern, 7 200 Bauch- 
speicheldrüsen sowie 4 200 Lungen übertragen. In 
Deutschland wurden bis Ende 1995 30 635 Nieren 
(seit 1963), 4 135 Herzen (seit 1969), 4 002 Lebern 
(seit 1969), 473 Bauchspeicheldrüsen (seit 1979) und 
435 Lungen (seit 1983) transplantiert, davon 438mal 
eine Bauchspeicheldrüse zusammen mit einer Niere 
und 133mal ein Herz zusammen mit einer Lunge. 
Jährlich werden weltweit rd. 100 000 Übertragungen 
der Augenhomhaut vorgenommen, in Deutschland 
in den letzten Jahren etwa 4 700 (1993), 3 200 (1994) 
und 4 000 (1995). Ferner werden in Deutschland jähr- 
lich etwa 2 000 Gehörknöchelchen-Transplantatio- 
nen durchgeführt. 

Die Funktionsdauer der übertragenen Organe und 
Gewebe wird von verschiedenen Faktoren beein- 
flußt, wie z. B. Gewebeverträglichkeit zwischen 
Transplantat und Empfänger, Qualität der medizini- 
schen Nachbetreuung nach der Transplantation, 
Wirksamkeit der zur Unterdrückung einer Absto- 
ßungsreaktion beim Empfänger notwendigen Arz- 
neimittel, bei diesem auftretende Krankheiten sowie 
Alter und allgemeiner Gesundheitszustand von 
Spender und Empfänger. Die Funktionsdauer hat 
sich aufgrund verbesserter medizinischer Behand- 
lungsverfahren und wirksamerer Arzneimittel lau- 
fend erhöht*, mit ihrer weiteren Zunahme ist zu rech- 
nen. Nach den bisher erzielten Ergebnissen funktio- 
nieren ein Jahr nach der Transplantation noch über 
90% der übertragenen Nieren, nach fünf Jahren 
60 % bis 70 % und nach zehn Jahren 40 bis 50 %; bei 
Kindern sind die Ergebnisse noch etwas besser. Die 
anderen genannten Organe funktionieren nach ei- 
nem Jahr zu 70 % bis über 90 %, Herzen und Lebern 
nach fünf Jahren zu 60% bis über 80%; bei den 
Doppeltransplantationen von Niere und Bauchspei- 
cheldrüse sowie Herz und Lunge liegen die Funk- 
tionsraten zum Teil etwas niedriger. Transplantierte 
Augenhomhaut gibt Erblindeten meist für Jahrzehn- 
te das Augenlicht zurück. Gehörknöchelchen zeigen 
auch 20 Jahre nach der Transplantation noch eine 
gute Funktionsfähigkeit. 


Der Aufbau und Ausbau entsprechender Organisa- 
tionsstrukturen an den deutschen Transplantations- 
zentren wird seit 1976 in Abstimmung mit den ge- 
setzlichen Krankenkassen und mit deren Finanzie- 
rung von dem privaten gemeinnützigen Kuratorium 
für Dialyse und Nierentransplantation (KfH) durch 
personelle, organisatorische und finanzielle Unter- 
stützung bei Nierentransplantationen und seit 1984 
von der privaten gemeinnützigen Deutschen Stiftung 
Organtransplantation (DSO) durch entsprechende 
Unterstützung bei der Transplantation von Herzen, 
Lebern, Lungen und Bauchspeicheldrüsen entschei- 
dend gefördert. 

Die Zustimmung der Angehörigen zu einer Organ- 
entnahme bei Menschen mit endgültigem, nicht be- 
hebbarem Ausfall der gesamten Himfunktion oder 
endgültigem, nicht behebbarem Stillstand von Herz 
und Kreislauf ist seit 1990 von etwa 90 % auf rd. 68 % 
im Jahre 1995 zurückgegangen. Die Zahl lebens- 
wichtiger Organtransplantationen war daher in den 
letzten Jahren zum Teil stark rückläufig und hat erst 
1995 wieder leicht zugenommen. So konnten 1994 
z. B. nur noch 1 972 Nieren (gegenüber 2 358 im Jah- 
re 1990) und 478 Herzen (gegenüber 557 im Jahre 
1991) transplantiert werden, 1995 waren es 2 128 
Nieren und 498 Herzen. Die Zahl der Lebertrans- 
plantationen hat dagegen 1995 mit 595 nach 590 
(1993) und 586 (1994) ihren bisher höchsten Stand er- 
reicht. Für die Übertragung von Niere, Leber, Herz 
und Augenhomhaut stehen heute nach Schätzung 
der DSO nur etwa die Hälfte der benötigten Trans- 
plantate zur Verfügung. Hinzu kommt, daß die deut- 
schen Transplantationszentren bisher über die Ver- 
mittlung der Stiftung Eurotransplant in Leiden/Nie- 
derlande zum Teil in erheblichem Umfang mehr 
Spenderorgane aus Nachbarländern erhalten als 
dorthin abgegeben haben (im Jahre 1995 je nach 
Organart zwischen 3,2% und 17,1 %). Es kann nicht 
erwartet werden, daß diese Länder das auf Dauer 
hinnehmen. 

Zu dem Rückgang der Spendebereitschaft haben 
Berichte in den Medien, insbesondere über den ille- 
galen internationalen Organhandel, und Rechtsun- 
klarheit über die Voraussetzungen von Organspende 
und Organentnahme wesentlich beigetragen. Sie 
haben zunehmend zu Unsicherheit, Ängsten und 
Mißtrauen in der Bevölkerung gegenüber der Trans- 
plantationsmedizin, aber auch zu Zurückhaltung bei 
Ärzten und Pflegepersonen in Krankenhäusern ge- 
führt. Die Leidtragenden sind viele, großenteüs 
schwerkranke Menschen, die die Wartezeit bis zur 
medizinisch notwendigen Transplantation nicht 
überleben oder deren Gesundheitszustand sich wäh- 
rend dieser Zeit weiter verschlechtert und damit die 
Erfolgsaussichten der Transplantation mindert oder 
die jedenfalls längere Wartezeiten unter Fortdauer 
der Belastungen durch ihre Krankheit, z. B. bei 
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künstlicher Blutwäsche (Dialyse) oder Bündheit, er- 
tragen müssen. 

Unter den jährlich rd. 900 000 Versterbenden in 
Deutschland sind nach vorsichtiger Schätzung etwa 
5 000 (ca. 0 ( 6%) r die als potentielle Spender der 
lebenswichtigen Organe Niere, Herz, Leber, Lunge, 
Bauchspeicheldrüse und Darm in Betracht kommen. 
1995 wurden nach Angabe der DSO nur 2 038 poten- 
tielle Organspender mit endgültigem, nicht beheb- 
barem Ausfall der gesamten Himfunktion den Trans- 
plantationszentren mitgeteilt. Davon waren 1 706 
medizinisch als Organspender geeignet. Von diesen 
schieden 541 (31,7%) wegen verweigerter Zustim- 
mung der Angehörigen, 96 (5,6 %) wegen Kreislauf- 
versagens und 7 (0,4 %) aus sonstigen Gründen aus. 
Ledigüch bei 1 062 Organspendern mit endgültigem, 
nicht behebbarem Ausfall der gesamten Himfunk- 
tion konnten solche Organe entnommen werden. Be- 
nötigt werden hierfür aber nach Schätzung der DSO 
zur Zeit jährlich rd. 2 000 Organspender. Dies setzt 
die Mitteilung von etwa 4 000 potentiellen Organ- 
spendern voraus. 1995 haben sich ledigüch 480 von 
1 363 Krankenhäusern mit Betten für intensivmedizi- 
nische Behandlung (35,2 %) an der Mitteilung poten- 
tieller Organspender beteiügt. 


II. 

Die rechtüchen Voraussetzungen für die Spende und 
Entnahme von menschüchen Organen, Organteilen 
und Geweben (im folgenden kurz als Organe be- 
zeichnet) zum Zwecke der Transplantation sind in 
der Bundesrepubük Deutschland - im Gegensatz zu 
fast allen anderen europäischen Staaten - nicht spe- 
zialgesetzüch geregelt, sondern bestimmen sich nach 
allgemeinen Regeln und Grundsätzen. Nachdem der 
im Jahre 1978 von der Bundesregierung vorgelegte 
Entwurf eines Transplantationsgesetzes (BT-Druck- 
sache 8/2681) im Gesetzgebungsverfahren geschei- 
tert war, erteilte die Gesundheitsministerkonferenz 
der Länder im Oktober 1991 der Arbeitsgemeinschaft 
der Leitenden Medizinalbeamten (AGLMB) den Auf- 
trag, eine gesetzliche Regelung für die Organtrans- 
plantation vorzubereiten. Die Gesundheitsminister 
und -Senatoren der Länder haben den im September 
1993 vorgelegten Entwurf der AGLMB für ein Mu- 
stergesetz der Länder über die Entnahme und Über- 
tragung von Organen (Transplantationsgesetz) auf 
ihrer Sitzung im November 1993 grundsätzüch gebü- 
ügt. Der überarbeitete Entwurf wurde von den Län- 
dern Hessen und Bremen am 30. Juni 1994 als Geset- 
zesantraq im Bundesrat eingebracht (BR-Drucksache 
682/94). 

In der ehemaligen DDR war dieses Rechtsgebiet 
durch eine Verordnung und eine Durchführungsbe- 
stimmung geregelt (s. § 24 Abs. 2 des Entwurfs). 
Danach war „die Organentnahme von Verstorbenen 
für Transplantationszwecke" grundsätzüch zulässig, 
„faüs der Verstorbene zu Lebzeiten keine ander- 
weitigen Festlegungen getroffen hat" (§ 4 Abs. 1 der 
Verordnung). Die Vorschriften gelten nach Artikel 9 
Abs. 1 Satz 1 des Einigungsvertrages im Beitrittsge- 
biet als Landesrecht fort, soweit sie mit dem Grund- 
gesetz vereinbar sind. Sie werden aber wegen verfas- 


sungsrechtücher Bedenken gegen einzelne Bestim- 
mungen der Verordnung insgesamt nicht mehr ange- 
wandt. Organentnahmen für Transplantationen wer- 
den vielmehr wie auch im alten Bundesgebiet nur 
durchgeführt, wenn der Organspender darin einge- 
wilügt hat oder - faüs er zu Lebzeiten weder einge- 
wilügt noch widersprochen, noch die Entscheidung 
über eine Organentnahme einer bestimmten anderen 
Person übertragen hatte - die Angehörigen zustim- 
men. 

Eine Zusammenfassung wichtiger medizinischer, 
ärztücher, ethischer und juristischer Grundsätze bei 
Organtransplantationen enthält der Transplantations- 
kodex, den sich die deutschen Transplantationszen- 
tren im Jahre 1987 gegeben und zu dessen Einhal- 
tung sie sich selbst verpflichtet haben. In diesem 
1992 geänderten Kodex (Transplantationsmedizin 7 
[1995], S. 154 bis 156) sind z. B. nähere Vorgaben für 
die FeststeUung des endgültigen, nicht behebbaren 
AusfaUs der gesamten Himfunktion, die FeststeUung 
der Einwilügung in eine Organentnahme sowie für 
die Durchführung der Organentnahme in diesem 
FaU, Grundsätze für die Organentnahme bei Leben- 
den, eine ausdrückliche Ablehnung jeder Art von 
Kommerziaüsierung der Organspende und der Or- 
gantransplantation, Kriterien und Empfehlungen für 
die Organvermittlung und aUgemeine Festlegungen 
zur Registrierung und Dokumentation der Organent- 
nahmen und -Übertragungen enthalten. 

Die Empfehlungen der deutschen Transplantations- 
zentren zur Organvermittlung sowie die Registrie- 
rung und Dokumentation sind Bestandteü des 
bestehenden Vertrages von KfH, DSO und Spitzen- 
verbänden der Krankenkassen mit der privaten 
gemeinnützigen Stiftung Eurotransplant in Leiden/ 
Niederlande, die den Organaustausch zwischen den 
Transplantationszentren in fünf europäischen Staa- 
ten, darunter in der Bundesrepubük Deutschland, 
vermittelt. 

III. 

Ziel der gesetzüchen Regelung ist die zivü- und straf - 
rechtüche Absicherung der Organspende und Or- 
ganentnahme zum Zwecke der Übertragung auf 
andere Menschen, die gesundheitsrechtüche Ab- 
sicherung der Organübertragung sowie das straf- 
bewehrte Verbot des Organhandels. Durch einen 
klaren rechtüchen Handlungsrahmen soHen be- 
stehende Rechtsunsicherheiten ausgeräumt und eine 
dadurch bedingte Zurückhaltung bei der Organ- 
spende überwunden werden. Gleichzeitig muß je- 
doch sichergesteUt werden, daß jeder Bürger die 
Mögüchkeit behält, eine Organspende ausdrücklich 
abzulehnen. Durch eine bessere Organisation der bei 
der Spende lebenswichtiger Organe erforderüchen 
Maßnahmen soUen die vorhandenen Mögüchkeiten 
unter Berücksichtigung quaütativer Kriterien besser 
genutzt werden. Dabei sind die Verantwortungsbe- 
reiche Organentnahme, Organvermittlung und Or- 
ganübertragung klar zu trennen. Die Gleichbehand- 
lung der nach ärztücher Entscheidung für eine Trans- 
plantation vorgesehenen Patienten soU durch medizi- 
nische Kriterien für die Vermittlung lebenswichtiger 
Organe gewährleistet werden. 
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Der vorliegende Entwurf eines Transplantations - 
gesetzes setzt den gegebenen gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf um. 

IV. 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß eines Trans- 
plantationsgesetzes ergibt sich aus Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 26 des Grundgesetzes, wonach der Bund die kon- 
kurrierende Gesetzgebungskompetenz zur Regelung 
der Transplantation von Organen und Geweben hat. 
Für die strafrechtlichen Regelungen ergibt sich die 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes auch aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. } des Grundgesetzes. 

Es besteht ein Bedürfnis für eine bundesgesetzliche 
Regelung im Sinne von Artikel 72 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. Das Ziel, durch die Regelung rechtlicher 
und organisatorischer Rahmenbedingungen für die 
Organtransplantation Leben zu erhalten und schwer- 
wiegende Krankheiten zu heilen, ihre Verschlimme- 
rung zu verhüten oder ihre Beschwerden zu lindem, 
kann unter gleichen Bedingungen nur dann erreicht 
werden, wenn im gesamten Bundesgebiet ein ein- 
heitliches Transplantationsrecht gilt. Bei einer lan- 
desrechtlichen Regelung der Voraussetzungen für 
die Entnahme und Übertragung von Organen ergä- 
ben sich darüber hinaus aufgrund der in Artikel 38 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche allgemein vorausgesetzten Tatortregel zahl- 
reiche Probleme. Die bestehende Rechtsunsicherheit 
könnte durch unterschiedliche landesrechtliche Re- 
gelungen nicht ausgeräumt werden. Ein entspre- 
chendes Bundesgesetz ist zur Wahrung der Rechts- 
einheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. 

V. 

Das vorliegende Gesetz regelt die Spende und Ent- 
nahme von menschlichen Organen und ihre Übertra- 
gung auf andere Menschen. Ferner wird für die Or- 
ganisation und Durchführung der im Zusammen- 
hang mit der Spende, Entnahme, Vermittlung und 
Übertragung von Organen erforderlichen Maßnah- 
men ein rechtlicher Rahmen normiert. Schließlich 
enthält das Gesetz auch Vorschriften zur Strafbarkeit 
des Handels mit menschlichen Organen sowie un- 
rechtmäßigen Verhaltens bei der Organentnahme, 
der Organübertragung und der Verwendung medizi- 
nischer Angaben und personenbezogener Daten 
Beteiligter. 

1. Förderung der Bereitschaft zur Organspende 

Die nach Landesrecht zuständigen Stellen, die Bun- 
desbehörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit und die 
Krankenkassen werden verpflichtet, die Bevölkerung 
über die Möglichkeiten und Voraussetzungen der 
Organspende und die durch Organübertragung 
mögliche medizinische Hilfe für schwerkranke Men- 
schen aufzuklären, damit auf der Grundlage sachge- 
rechter Information das Verständnis für die Trans- 
plantationsmedizin und die Bereitschaft zur Organ- 
spende wachsen, sich möglichst viele Bürgerinnen 
und Bürger zu Lebzeiten mit der Frage einer Organ- 
spende auseinandersetzen, eine persönliche Ent- 


scheidung treffen und eine entsprechende Erklärung 
zur Organspende abgeben, sei es eine Einwilligung, 
sei es ein Widerspruch, sei es eine Übertragung der 
Entscheidung auf eine namentlich benannte Person 
ihres Vertrauens. Dazu gehört auch das Angebot 
einer verläßlichen Dokumentation einer solchen Er- 
klärung. Der Entwurf sieht insoweit zum einen die 
Möglichkeit vor, durch Rechtsverordnung ein Regi- 
ster zur freiwilligen Dokumentation der Erklärungen 
zur Organspende einzurichten. Zum anderen können 
diese Erklärungen auch in Form eines Organspende- 
ausweises abgegeben werden. Das Gesetz schreibt 
damit jedoch nicht zwingend diese Formen der Er- 
klärung vor. 

2. Organentnahme bei Menschen mit endgültigem, 
nicht behebbarem Ausfall der gesamten Him- 
funktion oder endgültigem, nicht behebbarem 
Stillstand von Herz und Kreislauf 

a) Feststellung des endgültigen , nicht beheb- 
baren Ausfalls der gesamten Hirnfunktion oder 
des endgültigen , nicht behebbaren Stillstands 
von Herz und Kreislauf 

Eine Organentnahme darf erst dann erfolgen, 
wenn der endgültige, nicht behebbare Ausfall der 
gesamten Himfunktion oder der endgültige, nicht 
behebbare Stillstand von Herz und Kreislauf zwei- 
felsfrei durch zwei Ärzte festgestellt ist, die sowohl 
von den transplantierenden Ärzten unabhängig 
sind, als auch die zugrundeliegenden Untersu- 
chungen unabhängig voneinander durchgeführt 
haben. Sind jedoch seit dem endgültigen, nicht 
behebbaren Stillstand von Herz und Kreislauf 
mehr als drei Stunden vergangen, genügt es, 
wenn dieser Stillstand durch einen Arzt festge- 
stellt wird. Die Bundesärztekammer kann in Richt- 
linien den Stand der medizinischen Wissenschaft 
für die Regeln zum Nachweis des endgültigen, 
nicht behebbaren Ausfalls der gesamten Him- 
funktion und des endgültigen, nicht behebbaren 
Stillstands von Herz und Kreislauf feststellen. 

Der Stillstand von Herz und Kreislauf ist, wenn er 
unabänderlich ist und zum endgültigen, nicht be- 
hebbaren Ausfall der gesamten Himfunktion ge- 
führt hat oder als dessen Folge eingetreten ist, 
unstreitig ein sicheres Zeichen für den eingetrete- 
nen Tod des Menschen. Der Stillstand von Herz 
und Kreislauf hat bereits nach kurzer Zeit den 
endgültigen, nicht behebbaren Ausfall der gesam- 
ten Himfunktion zur Folge, wenn dieser Ausfall 
nicht schon vor dem Stillstand von Herz und 
Kreislauf eingetreten ist. 

Die gemeinsame öffentliche Anhörung vor dem 
Gesundheitsausschuß und dem Rechtsausschuß 
des Deutschen Bundestages am 28. Juni 1995 hat 
deutlich gemacht, daß zur Bewertung des endgül- 
tigen, nicht behebbaren Ausfalls der gesamten 
Himfunktion als Grundlage einer gesetzlichen 
Regelung im wesentlichen zwei Auffassungen be- 
stehen. Nach der einen Auffassung ist der endgül- 
tige, nicht behebbare Ausfall der gesamten Him- 
funktion auch bei künstlich aufrechterhaltener 
Atmungs- und Kreislauffunktion ein sicheres Zei- 
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chen für den eingetretenen Tod des Menschen. 
Durch den Nachweis des endgültigen, nicht be- 
hebbaren Ausfalls der gesamten Hirnfunktion sei 
daher der Tod sicher festgestellt. Der eingetretene 
Tod und seine Feststellung sei eine Zulässigkeits- 
voraussetzung für die Organentnahme bei Ver- 
storbenen. 

Nach der anderen Auffassung ist der Zustand des 
endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls der ge- 
samten Himfunktion, solange die Atmungs- und 
Kreislauffunktion künstlich aufrechterhalten wird, 
lediglich ein Zeichen für die Unumkehrbarkeit 
des Sterbeprozesses; der Tod des Menschen sei in 
diesem Zustand noch nicht eingetreten. Der nach- 
gewiesene endgültige, nicht behebbare Ausfall 
der gesamten Hirnfunktion komme zwar als eine 
Zulässigkeitsvoraussetzung für die Entnahme der 
parenchymatösen Organe wie Niere, Herz, Leber, 
Lunge, Bauchspeicheldrüse und Darm in Betracht, 
könne aber bei künstlich aufrechterhaltener At- 
mungs- und Kreislauffunktion nicht als Zeichen 
für den eingetretenen Tod gewertet werden. 

Die Entscheidung für einen Lösungsweg soll im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren getroffen wer- 
den. 

b) Entscheidung des Organspenders oder anderer 
Personen 

Eine Organentnahme ist zulässig, wenn der Organ- 
spender sich hiermit einverstanden erklärt hatte. 
Die Organentnahme ist jedoch immer dann unzu- 
lässig, wenn ihr die Person widersprochen hatte. 

Für das persönliche Einverständnis des Organ- 
spenders selbst werden zwei Modelle erörtert: die 
enge Zustimmungs- und die Widerspruchslösung. 

Nach der engen Zustimmungslösung ist eine 
Organentnahme nur dann zulässig, wenn der Or- 
ganspender selbst der Entnahme zugestimmt 
hatte. Wenn die Person keine Erklärung zur Or- 
ganspende abgegeben hatte, wird dies also wie 
eine Ablehnung gewertet. 

Nach der Widerspruchslösung ist eine Organent- 
nahme bereits zulässig, wenn ihr der Betroffene 
selbst nicht widersprochen hatte. Sein Schweigen 
in dieser Frage wird also wie eine Zustimmung 
gewertet. 

Für eine Einbeziehung Angehöriger in dem Fall, 
daß der Betroffene keine Erklärung zur Organ- 
spende abgegeben hatte, werden ebenfalls zwei 
Modelle erörtert: die erweiterte Zustimmungslö- 
sung und die Informationslösung. 

Nach der erweiterten Zustimmungslösung wird 
eine fehlende Erklärung zur Organspende weder 
als Ablehnung noch als Zustimmung gewertet, 
sondern lediglich als Nichterklärung. Deshalb 
sind in diesem Fall die Angehörigen einzuschal- 
ten. Eine Organentnahme ist dann zulässig, wenn 
die Angehörigen der Entnahme zustimmen. Die- 
ses Modell entspricht der geltenden Rechtspraxis. 


Die Informationslösung verknüpft Elemente der 
Widerspruchslösung und der erweiterten Zu- 
stimmungslösung: Liegt keine Erklärung zur Or- 
ganspende vor, sind die Angehörigen über eine 
beabsichtigte Organentnahme zu unterrichten. 
Wenn die Angehörigen innerhalb einer be- 
stimmten, ihnen mitgeteilten oder mit ihnen ver- 
einbarten Erklärungsfrist der Organentnahme 
nicht widersprochen haben, darf sie vorgenom- 
men werden. 

Die Widerspruchslösung ist abzulehnen, denn die 
Bereitschaft zur Organspende kann vom Gesetz- 
geber nicht durch eine Regelung unterstellt wer- 
den, nach der der einzelne sich durch eine beson- 
dere Erklärung dagegen wehren muß, daß aus 
seinem Körper nach dem endgültigen, nicht be- 
hebbaren Ausfall der gesamten Hirnfunktion oder 
dem endgültigen, nicht behebbaren Stillstand von 
Herz und Kreislauf Organe entnommen werden, 
um eine solche Entnahme zu verhindern. 

Die Informationslösung begegnet den gleichen 
Bedenken wie die Widerspruchslösung. Die Zu- 
stimmung zur Organentnahme kann nicht kraft 
Gesetzes unterstellt werden, wenn die informierte 
und entscheidungsbefugte Person innerhalb der 
bestimmten Frist nicht widerspricht. Soweit Ange- 
hörige oder sonstige andere Personen in die Ent- 
scheidung über eine Organentnahme nach dem 
endgültigen, nicht behebbaren Ausfall der gesam- 
ten Hirnfunktion oder dem endgültigen, nicht be- 
hebbaren Stillstand von Herz und Kreislauf eines 
möglichen Organspenders einbezogen werden, 
muß eine gesetzliche Regelung ebenfalls von dem 
Grundsatz der ausdrücklichen Zustimmung aus- 
gehen. Eine Ausnahme davon darf nur zugelassen 
werden, wenn dies im Einzelfall dem ausdrücklich 
erklärten Willen der entscheidungsbefugten Per- 
son entspricht. 

Die Anhörung vom 28. Juni 1995 hat auch zur Be- 
wertung der engen und der erweiterten Zustim- 
mungslösung unterschiedliche Auffassungen für 
eine gesetzliche Regelung deutlich werden lassen. 

Die enge Zustimmungslösung wurde insbesonde- 
re von denjenigen gefordert, die in dem endgül- 
tigen, nicht behebbaren Ausfall der gesamten 
Himfunktion bei künstlich aufrechterhaltener At- 
mungs- und Kreislauffunktion kein Zeichen für 
den eingetretenen Tod des Menschen sehen und 
daher nur dem Spender selbst ein Recht auf Ent- 
scheidung zugestehen. 

Die erweiterte Zustimmungslösung wurde dage- 
gen insbesondere von denjenigen gefordert, die in 
dem endgültigen, nicht behebbaren Ausfall der 
gesamten Himfunktion ein sicheres Zeichen für 
den eingetretenen Tod des Menschen sehen und 
.dem nächsten Angehörigen im Rahmen seines 
Totensorgerechts ein subsidiäres Entscheidungs- 
recht zubilligen. 

Die Entscheidung für einen Lösungsweg soll im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren getroffen wer- 
den. 
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3. Organentnahme bei Lebenden 

Die Organspende von Menschen mit endgültigem, 
nicht behebbarem Ausfall der gesamten Hirnfunk- 
tion oder endgültigem, nicht behebbarem Stillstand 
von Herz und Kreislauf hat klaren Vorrang vor der 
Lebendspende. Diese hat nur nachrangige Bedeu- 
tung; sie spielt hauptsächlich bei der Übertragung 
von Nieren und Teilen von Leber, Lunge und Bauch- 
speicheldrüse eine Rolle. Nach dem Transplanta- 
tionskodex der Deutschen Transplantationszentren 
sollen Lebendspenden grundsätzlich nur zwischen 
Verwandten stattfinden. Hieran knüpft der Entwurf 
an und begrenzt die Lebendspende zunächst auf 
Verwandte ersten und zweiten Grades sowie Ehegat- 
ten und Verlobte. Er sieht darüber hinaus vor, daß 
auch eine andere Person, die dem Organempfänger 
in besonderer persönlicher und sittlicher Verbunden- 
heit nahesteht, ein nicht regenerierungsfähiges Or- 
gan spenden kann. Grund ist insbesondere die 
Respektierung des durch Artikel 2 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes geschützten Selbstbestimmungsrechts des 
Organspenders. Die bloße familienrechtliche Ab- 
grenzung erscheint allein kein sachgerechtes Krite- 
rium für die Begrenzung des Personenkreises. Inso- 
weit sprechen verfassungsrechtliche Gründe für die 
Berücksichtigung enger, nicht auf Vermögenswerte 
Vorteile, sondern auf eine innerlich akzeptierte sittli- 
che Pflicht gegründeter persönlicher Bindungen 
auch unabhängig von familienrechtlichen Beziehun- 
gen. Allerdings ist es notwendig, daß eine Kommis- 
sion von Sachverständigen bei den Ärztekammern in 
einem geregelten Verfahren vor jeder Lebendspende 
eingehend prüft und gutachtlich dazu Stellung 
nimmt, ob tatsächliche Anhaltspunkte für eine nicht 
freiwillige Einwilligung in die Organspende oder für 
verbotenes Handeltreiben mit dem zu spendenden 
Organ vorhegen. Die Länder regeln hierzu das Nähe- 
re, insbesondere zur Zusammensetzung, zum Verfah- 
ren und zur Finanzierung dieser Gutachterkommis- 
sionen. 

Die Transplantation von Nieren lebender Spender 
führt, wie eine neuere Untersuchung aus den USA 
zeigt, zu besseren Ergebnissen als die Übertragung 
von Nieren himtoter Spender. Dies gilt auch für die 
Nierenspende unter Ehepartnern und anderen nicht 
verwandten, aber persönlich eng verbundenen Per- 
sonen. Es bestehen daher auch aus medizinischer 
Sicht keine grundsätzlichen Bedenken mehr gegen 
eine solche Lebendspende unter Verwandten oder 
Nichtverwandten. 

Minderjährige und Personen, die wegen einer Behin- 
derung oder Krankheit nicht einwilligungsfähig sind, 
werden als Organspender ausgeschlossen. 

4. Organisation der Organentnahme 

Der Gesetzentwurf trifft die nötigen Regelungen zur 
Organisation der im Zusammenhang mit der Organ- 
entnahme zum Zwecke der Transplantation erforder- 
lichen Maßnahmen, Die Regelungen dienen dem 
Ziel, die nach den medizinischen Kriterien beste und 
die im Interesse der wartenden Patienten gerechte 
Verteilung der zur Verfügung stehenden Organe zu 
sichern. Deshalb werden die Bereiche der Org'anent- 


nahme, der Organvermittlung und der Organüber- 
tragung voneinander getrennt. Die Entnahipe von 
Herz, Niere, Leber, Lunge, Bauchspeicheldrüse und 
Darm bei Menschen mit endgültigem, nicht beheb- 
barem Ausfall der gesamten Hirnfunktion ist ebenso 
wie die Vorbereitung der Entnahme, Vermittlung 
und Übertragung dieser Organe eine gemeinschaftli- 
che Aufgabe der Transplantationszentren und der 
anderen Krankenhäuser in regionaler Zusammenar- 
beit. Die Spitzenverbände der Krankenkassen, die 
Bundesärztekammer und die Deutsche Kranken- 
hausgesellschaft sollen durch das Gesetz den Auftrag 
erhalten, für die Organisation dieser Aufgabe eine 
Koordinierungsstelle zu errichten oder damit zu be- 
auftragen. Die Aufgaben der Koordinierungsstelle 
und die Rahmenregelungen für die Zusammenarbeit 
der Beteiligten bei der Entnahme dieser Organe sol- 
len in einem gemeinsamen Vertrag der Beteiligten 
geregelt werden. 

5. Organvermittlung 

Die Vermittlung dieser Organe muß nach Regeln er- 
folgen, die dem Stand der medizinischen Wissen- 
schaft entsprechen. Die Bundesärztekammer kann in 
Richtlinien den Stand der medizinischen Wissen- 
schaft für die Regeln zur Organvermittlung feststel- 
len. Im Entwurf dafür besonders genannte allge- 
meine Kriterien sind die Erfolgsaussicht und die 
Dringlichkeit einer Organübertragung. Gegenwärtig 
sind die Transplantationszentren in Deutschland in 
die internationale Organvermittlung durch die priva- 
te gemeinnützige Stiftung Eurotransplant in Leiden/ 
Niederlande einbezogen. Zum Vermittlungsbereich 
von Eurotransplant gehören auch die Transplanta- 
tionszentren in Belgien, den Niederlanden, Luxem- 
burg und Österreich. Der Entwurf trägt dem Rech- 
nung, indem er den bestehenden Vertrag mit Euro- 
transplant bis zum Abschluß eines neuen Vertrages 
oder einer Rechtsverordnung des Bundesministeri- 
ums für Gesundheit für den Bereich der Organver- 
mittlung weitergelten läßt. Die Spitzenverbände der 
Krankenkassen, die Bundesärztekammer und die 
Deutsche Krankenhausgesellschaft sollen durch das 
Gesetz den Auftrag erhalten, eine Vermittlungsstelle 
für die Organvermittlung zu errichten oder damit zu 
beauftragen. Sie können damit auch künftig die Stif- 
tung Eurotransplant mit der Organvermittlung beauf- 
tragen. Das Nähere zur Organvermittlung und den 
dazu gehörenden Aufgaben der Vermittlungsstelle 
regeln die Beteiligten durch Vertrag nach den ge- 
setzlichen Vorgaben unter Einbeziehung entspre- 
chender Richtlinien der Bundesärztekammer. Der 
Entwurf sieht ferner die vertragliche Regelung von 
Berichterstattungs- und Überprüfungspflichten der 
Vertragspartner vor, um eine wirksame Kontrolle der 
Organvermittlung zu gewährleisten. 

Die Organvermittlung ist keine zwingende Staatsauf- 
gabe. Der Gesetzgeber muß allerdings durch Rechts- 
vorschriften die Gewähr für eine sachgerechte Ver- 
teilung der knappen Spenderorgane an geeignete 
Empfänger im Rahmen der Möglichkeiten des ge- 
sundheitlichen Versorgungssystems schaffen. Er 
kann sich dazu entsprechend dem Subsidiaritäts- 
grundsatz privatrechtlicher Mittel, insbesondere ver- 
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traglicher Regelungen, durch die Verbände der Be- 
troffenen bedienen. 

Das Bundesministerium für Gesundheit trifft die not- 
wendigen Regelungen zur Organisation der Organ- 
entnahme und zur Organvermittlung durch Rechts- 
verordnung, wenn die Verträge innerhalb von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht zu- 
stande kommen. 


6. Strafvorschriften 

Den vielfältigen Möglichkeiten der Transplantations- 
medizin, durch eine Organtransplantation Leben zu 
erhalten, steht derzeit ein deutlicher Mangel an ge- 
eigneten Spenderorganen gegenüber. In dieser Si- 
tuation wächst die Versuchung, aus eigensüchtigen 
wirtschaftlichen Motiven die gesundheitliche Notla- 
ge lebensgefährlich Erkrankter in besonders ver- 
werflicher Weise auszunutzen. 

Der Entwurf begegnet dieser Gefahr, indem er den 
gewinnorientierten Umgang mit menschlichen Orga- 
nen unter Strafe stellt. Dies güt für alle Organe, die 
einer Heübehandlung zu dienen bestimmt sind - sei 
es unmittelbar durch eine Transplantation, sei es 
durch Aufbereitung oder Verarbeitung zu einem 
transplantierbaren oder nicht transplantierbaren Arz- 
neimittel. Gleichzeitig sollen damit auch finanzielle 
Anreize an potentielle Spender, ihre Gesundheit um 
wirtschaftlicher Vorteüe willen zu beeinträchtigen, 
unterbunden werden. Fest steht, daß heute schon 
skrupellose Organhändler die gesundheitliche Notla- 
ge von Patienten und die wirtschaftliche Notlage von 
Spendern - insbesondere in Ländern der sog. Dritten 
Welt - ausnutzen, um ihre eigennützigen Interessen 
zu verfolgen. Auch einer derartigen menschenver- 
achtenden Ausbeutung der in ihrer Existenz Gefähr- 
deten muß entschieden begegnet werden. Darüber 
hinaus güt es, die Transplantationsmedizin vor dem 
Anschein sachfremder Erwägungen zu bewahren, 
zumal mit einer Kommerzialisierung menschlicher 
Transplantate die Gefahr erwächst, daß die Vertei- 
lung lebenswichtiger Organe imgeachtet therapeuti- 
scher Dringlichkeit an die finanzielle Leistungsfähig- 
keit potentieller Empfänger geknüpft wird. Eine 
solche Relativierung der medizinischen Indikation 
durch finanzielle Erwägungen könnte nicht hinge- 
nommen werden. 

Schließlich wird die Strafdrohung durch die Appell- 
funktion des Tatbestandes auch präventive Wirkung 
entfalten. Der Entwurf greift damit unter anderem 
die Entschließung des Bundesrates vom 26. April 
1991 (BR-Drucksache 119/91) auf, in der als wirk- 
same Maßnahme gegen kommerziellen Organhandel 
die rechtzeitige Pönalisierung gefordert wurde. Er in- 
tegriert den Regierungsentwurf eines . . . Strafrechts- 
änderungsgesetzes - Organhandel - (BT- Drucksache 
13/587) und trifft entsprechend der Stellungnahme 
des Bundesrates vom 4. November 1994, der die Bun- 
desregierung in ihrer Gegenäußerung vom 15. Febru- 
ar 1995 zugestimmt hat, eine umfassende Regelung 
zum Verbot des Handels mit menschlichen Organen. 

Zwar haben sich alle Transplantationszentren in der 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, gehan- 


delte Organe weder zu entnehmen noch zu übertra- 
gen. Verstöße gegen diese Eigenbindung sind, wie 
von Experten mehrfach bestätigt wurde, nicht be- 
kannt geworden. Gleichwohl erfordern die vielfälti- 
gen Möglichkeiten einer Auslandsberührung, vor- 
nehmlich im Bereich von Vermittlungsgeschäften, 
bereits jetzt die Pönalisierung entsprechender Hand- 
lungen. Darüber hinaus erleichtert das strafrechtliche 
Verbot es dem verantwortungsbewußten Arzt, das 
Ansinnen Dritter zurückzuweisen, Organe zu ent- 
nehmen oder zu übertragen, die Gegenstand kom- 
merzieller Transaktionen sind. 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. treten 
zudem nachhaltig dafür ein, daß sich die Transplan- 
tationsmedizin im ethischen Konsens aller Staaten 
entwickelt. Insoweit dient der Entwurf auch der Um- 
setzung eines supranationalen Konsenses, wie er sich 
verschiedentlich manifestiert hat. So verlangt die 
Entschließung (78) 29 des Europarates vom 11. Mai 
1978, daß die Überlassung menschlicher Körpersub- 
stanzen zu Transplantationszwecken kostenlos erfol- 
gen muß bzw. keinen gewinnbringenden Zwecken 
dienen darf. Auch die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) verabschiedete auf ihrer 44. Versammlung 
am 13. Mai 1991 eine Entschließung mit 25 Leitsätzen 
für die Organtransplantation beim Menschen, wel- 
che unter anderem die Pönalisierung des Organhan- 
dels als internationales Anliegen dokumentieren. Da- 
nach darf der menschliche Körper nicht zum Gegen- 
stand kommerzieller Transaktionen gemacht werden. 
Insbesondere wird ein Verbot jeglicher Form von Be- 
zahlung für menschliche Organe oder deren Vermitt- 
lung gefordert. Auch das Europäische Parlament hat 
in seiner Entschließung vom 14. September 1993 ge- 
fordert, den gewinnorientierten Handel mit Trans- 
plantaten in der gesamten Europäischen Gemein- 
schaft durch geeignete Maßnahmen des Rates zu ver- 
bieten. Schließlich schlägt auch der Europarat in dem 
Entwurf einer Bioethik-Konvention vom Juli 1994 
(BR-Drucksache 117/95) eine Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten vor, den kommerziellen Umgang mit 
Teüen des menschlichen Körpers mit angemessenen 
Sanktionen zu belegen. Einige europäische Staaten, 
darunter England, Dänemark und Italien, haben be- 
reits entsprechende Strafvorschriften geschaffen. In- 
sofern nimmt der Entwurf auch im Kontext der euro- 
päischen Rechtsangleichung aktuelle Strömungen 
auf. 

Der Entwurf pönalisiert über die Strafbarkeit des Or- 
ganhandels hinaus auch unrechtmäßiges ärztliches 
Handeln - vor allem bei Verstößen gegen Regelun- 
gen zur Organentnahme - sowie Zuwiderhandlun- 
gen gegen andere gesetzliche Bestimmungen über 
die Verwendung medizinischer Angaben und perso- 
nenbezogener Daten von Organspendern, Organ- 
empfängern und anderen Beteiligten. 

VI. 

Das Gesetz wird voraussichtlich zu folgenden finan- 
zieUen Auswirkungen führen: 

Dem Bund, den Ländern und den Gemeinden sowie 
den Krankenkassen und anderen Beteiligten entste- 
hen Kosten im Rahmen der Aufklärung der Bevölke- 
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rung über die Organspende und -Übertragung ge- 
mäß § 2 Abs. 1 des Gesetzentwurfs. Die Höhe dieser 
Kosten läßt sich noch nicht genau beziffern. Im Bun- 
deshaushalt 1996 stehen für solche Aufklärungsmaß- 
nahmen 3 Mio. DM zur Verfügung. Die Kosten für 
die mögliche Einrichtung einer Registerstelle nach § 2 
Abs. 3 des Gesetzentwurfs lassen sich ebenfalls der- 
zeit noch nicht beziffern; im übrigen ist die Regelung 
der Finanzierung der Registerstelle einer Rechtsver- 
ordnung Vorbehalten. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung werden 
keine relevanten Kostenauswirkungen entstehen. 
Den Ausgaben für die insgesamt 3 283 Transplanta- 
tionen von Nieren, Lebern, Herzen, Lungen und 
Bauchspeicheldrüsen im Jahre 1995, die - gemessen 
an den durchschnittlichen Ausgaben für diese Organ- 
übertragungen bei gesetzlich krankenversicherten 
Patienten - auf rd. 400 Millionen DM geschätzt wer- 
den, stehen erhebliche Einsparungen bei den Ausga- 
ben für die ambulante medizinische Versorgung von 
Nierenpatienten gegenüber. 

Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Entgelte 
der Krankenhäuser für Organtransplantationen, weil 
die Kosten der im Zusammenhang mit der Organent- 
nahme und -Übertragung einschließlich ihrer Vorbe- 
reitung erforderlichen Maßnahmen bereits nach gel- 
tendem Recht in den Pflegesätzen der transplantie- 
renden Krankenhäuser berücksichtigt werden. Aus- 
wirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

B. Einzelbegründung 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

Zu Absatz 1 

Der Regelungsbereich des Gesetzes erfaßt nach 
Satz 1 Maßnahmen im Hinblick auf die Organspende 
sowie alle Eingriffe in den menschlichen Körper, bei 
denen Organe, Organteile oder Gewebe (im folgen- 
den kurz als Organe bezeichnet) zu dem Zweck ent- 
nommen werden, sie auf andere Menschen zu über- 
tragen. Die Übertragung dient in der Regel der Heil- 
behandlung. Erfaßt werden aber auch Übertragun- 
gen zu anderen, z. B. kosmetischen Zwecken. Uner- 
heblich ist, aus welchem Anlaß das Organ zum 
Zwecke der Übertragung entnommen wird. Eine sol- 
che Entnahme kann z. B. auch gelegentlich einer 
inneren Leichenschau erfolgen. Unerheblich ist fer- 
ner, ob die Organe nach der Entnahme besonders 
auf bereitet werden, solange sie dadurch nicht ihre 
Transplantierbarkeit verlieren. 

Die Vorschrift stellt klar, daß zum Anwendungsbe- 
reich des Gesetzes auch die Vorbereitungsmaßnah- 
men für Eingriffe zur Organentnahme und -Übertra- 
gung, einschließlich aller nach den §§ 9 bis 11 zur Or- 
ganentnahme, -Vermittlung und -Übertragung erfor- 
derlichen Maßnahmen gehören. Darunter fallen z. B. 
die Feststellung des Todes, die Klärung der Zulässig- 
keit einer Organentnahme, die intensivmedizini- 
schen Maßnahmen zur künstlichen Aufrechterhal- 
tung der Atmungs- und Kreislauffunktion, die Orga- 
nisation der Organentnahme, die erforderlichen kli- 
nischen und labortechnischen Untersuchungen zur 


Eignung des Organspenders und der entnommenen 
Organe sowie die Konservierung und Beförderung 
der Organe zu denjenigen Transplantationszentren, 
in denen sie auf die durch Entscheidung der Vermitt- 
lungsstelle bestimmten Empfänger übertragen wer- 
den sollen. 

Das Gesetz gilt nur für die Entnahme und Übertra- 
gung menschlicher Organe. Darunter sind natürliche 
Bestandteile des menschlichen Körpers zu verstehen, 
nicht jedoch in den Körper eingefügte künstliche 
Produkte, wie z. B. Herzschrittmacher oder Endopro- 
thesen. 

Satz 2 bezieht auch das Verbot des Organhandels in 
den Geltungsbereich des Gesetzes ein. Es gilt für alle 
Organe, die einer Heilbehandlung zu dienen be- 
stimmt sind, sei es durch Transplantation, sei es in 
Form nicht transplantierbarer Arzneimittel, die aus 
oder unter Verwendung der Organe hergestellt wer- 
den. 

Zu Absatz 2 

Die Entnahme und Übertragung von Blut und Kno- 
chenmark ist vom Anwendungsbereich des Gesetzes 
ausgenommen. Insoweit wird auf die Regelungen 
des ärztlichen Berufsrechts und vertragliche Rege- 
lungen der Selbstverwaltungspartner in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung verwiesen (s. insbeson- 
dere die Richtlinien zur Blutgruppenbestimmung 
und Bluttransfusion, aufgestellt vom Wissenschaftli- 
chen Beirat der Bundesärztekammer und vom Bun- 
desgesundheitsamt, überarbeitete Fassung 1991, 
Bundesgesundheitsblatt 2/1992, S. 96 bis 107, die 
Richtlinien für die allogene Knochenmarktransplan- 
tation mit nichtverwandten Spendern, aufgestellt 
vom Wissenschaftlichen Beirat der Bundesärztekam- 
mer, Deutsches Ärzteblatt 91, Heft 11 vom 18. März 
1994, S. B 578 bis 582 und die Vereinbarung der 
Spitzenverbände der Krankenkassen mit dem Zen- 
tralen Knochenmarkspender-Register und der Deut- 
schen Knochenmarkspenderdatei vom 20. September 
1993 zum weiteren Aufbau und Betrieb eines Zentra- 
len Knochenmarkspender-Registers für die Bundes- 
republik Deutschland). 

Der Geltungsbereich des Gesetzes erstreckt sich 
nicht auf Gene oder andere DNA-Teile, Ei- und Sa- 
menzellen, embryonale und fetale Organe. Insoweit 
greifen gegebenenfalls andere, zum Teil gesetzliche 
Regelungen, wie z. B. das Embryonenschutzgesetz 
oder Richtlinien, wie sie von der „Zentralen Kommis- 
sion der Bundesärztekammer zur Wahrung ethischer 
Grundsätze in der Reproduktionsmedizin, Forschung 
an menschlichen Embryonen und Gentherapie" erar- 
beitet worden sind (Deutsches Ärzteblatt 88, Heft 48 
vom 28. November 1991, S. B 2788 bis 2791). 

Zu § 2 (Aufklärung der Bevölkerung, Erklärung zur 
Organspende, Organspenderegister, Organ- 
spendeausweise) 

Zu Absatz 1 

Eine umfassende, wiederholte und eingehende Auf- 
klärung der Bevölkerung auf der Grundlage dieses 
Gesetzes ist Voraussetzung und Grundlage einer be- 
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wußten Entscheidung der Bürger über eine mögliche 
Organspende. Dabei ist im Hinblick auf die große 
Chance der Lebensrettung, der Heilung oder zumin- 
dest einer entscheidenden Besserung des Gesund- 
heitszustandes schwerkranker Menschen durch Or- 
ganübertragung insbesondere auch darauf hinzuwei- 
sen, 

- daß Patienten in Deutschland zwar grundsätzlich 
eine solche medizinische Therapie erhalten kön- 
nen, aber keinen Anspruch auf ein Spenderorgan 
haben, 

- daß das Gesetz niemanden zu einer Organspende 
verpflichtet, sondern die freie und bewußte Ent- 
scheidung auf der Grundlage innerer Überzeu- 
gung für eine Bereitschaft zur Organspende oder 
aber deren Ablehnung maßgeblich bleibt, 

- daß die selbst abgegebene Erklärung zur Organ- 
spende strikt zu beachten ist und einer Entschei- 
dung durch Angehörige immer vorgeht, 

- daß eine Organentnahme nur unter den in den § § 3 
bis 5 und 7 bestimmten Voraussetzungen zulässig 
ist und schließlich, 

- daß grundsätzlich jeder Mensch möglicher Organ- 
empfänger oder Organspender werden kann. 

Die Vorschrift überträgt deshalb diese wichtige Auf- 
klärungsaufgabe den nach Landesrecht zuständigen 
Stellen, den Bundesbehörden im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit und den Krankenkassen. Zu den zustän- 
digen Stellen gehören auf Landesebene auch die 
Ärztekammern und auf Bundesebene in erster Linie 
die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
und das Bundesministerium für Gesundheit. Die zur 
Aufklärung Verpflichteten sollen zur Erfüllung dieser 
Aufgabe gemeinsam Eckpunkte für eine sachgerech- 
te Aufklärung erarbeiten und umsetzen und dabei 
mit anderen geeigneten Organisationen, z. B. mit der 
Bundesärztekammer und anderen Verbänden der 
Heilberufe, Verbänden der betroffenen Patienten, 
der Krankenhausträger und der privaten Kranken- 
versicherung, mit den deutschen Transplantations- 
zentren, der Deutschen Stiftung Organtransplantati- 
on und dem Arbeitskreis Organspende, Zusammen- 
arbeiten. Von besonderer Bedeutung ist hierbei auch 
die Zusammenarbeit mit Rundfunk und Fernsehen, 
um eine angemessene Breitenwirkung der Aufklä- 
rung zu erreichen. Zur Durchführung können auf 
Landes- und Bundesebene auch Rahmenvereinba- 
rungen über die Zusammenarbeit und die Finanzie- 
rung von Aufklärungsmaßnahmen abgeschlossen 
werden. 

Zu Absatz 2 

In einer Erklärung zur Organspende kann jeder fest- 
legen, daß er - für den Fall, daß der endgültige, nicht 
behebbare Ausfall der gesamten Hirnfunktion oder 
der endgültige, nicht behebbare Stillstand von Herz 
und Kreislauf eingetreten und im Verfahren nach § 5 
Abs. 1 nachgewiesen ist - in eine Organentnahme 
nach § 3 ein willigt oder ihr widerspricht. Er kann sei- 
ne Einwilligung ferner auf die Entnahme bestimmter 
Organe beschränken. Schüeßlich hat er auch die 
Möglichkeit, eine bestimmte Person seines Vertrau- 


ens zu benennen, die dann die Entscheidung über 
eine Organentnahme treffen soll. Wurden mehrere 
Erklärungen zur Organspende abgegeben, ist die zu- 
letzt abgegebene Erklärung maßgeblich. 

Das Gesetz schreibt keine zwingende Form der Er- 
klärung zur Organspende vor. Sie kann auf jede ge- 
eignete Weise, z. B. auch unter Nutzung der Mög- 
lichkeiten der elektronischen Datenverarbeitung 
oder durch einen Organspendeausweis, abgegeben 
werden. Die Erklärung im Rahmen eines Testamen- 
tes wird allerdings grundsätzlich nicht in Betracht 
kommen, weil mit der Entscheidung über eine Or- 
ganentnahme aus medizinischen Gründen in der Re- 
gel nicht bis zur Testamentseröffnung gewartet wer- 
den kann. 

Zu Absatz 3 

Die vom Betroffenen selbst abgegebene Erklärung 
zur Organspende hat Vorrang vor der Erklärung an- 
derer Personen (s. § 3). Es ist daher wünschenswert, 
daß möglichst viele Bürgerinnen und Bürger zu Leb- 
zeiten in Ausübung ihres Selbstbestimmungsrechts 
eine Entscheidung zur Organspende für den Fall des 
endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls ihrer gesam- 
ten Hirnfunktion oder des endgültigen, nicht beheb- 
baren Stillstands ihres Herzens und Kreislaufs tref- 
fen. Die Vorschrift schafft deshalb die Rechtsgrundla- 
ge, durch Rechtsverordnung eine Registerstelle zu 
bestimmen, die solche Erklärungen auf freiwilliger 
Grundlage speichert und jederzeit abrufbar hält. 

Die Registrierung ermöglicht eine sichere Dokumen- 
tation der Erklärung, die nur der Erklärende ändern 
kann, die er vor anderen zuverlässig geheimhalten 
kann, wenn er es wünscht, und die nur durch einen 
befugten Personenkreis und erst im Fall des endgül- 
tigen, nicht behebbaren Ausfalls seiner gesamten 
Hirnfunktion oder des endgültigen, nicht behebba- 
ren Stillstands seines Herzens und Kreislaufs abruf- 
bar ist. Die gegen unbefugte Verarbeitung und Nut- 
zung geschützte Registrierung schafft die größtmög- 
liche Sicherheit, daß der zu Lebzeiten erklärte Wille 
zur Organspende auch beachtet wird. Sie ist nicht 
wie ein Schriftstück der Gefahr ausgesetzt, verloren 
zu gehen oder Unbefugten bekannt zu werden oder 
bei Bedarf nicht oder nicht rechtzeitig auffindbar zu 
sein. 

Zur Bestimmung der Registerstelle bedarf es einer 
Rechtsverordnung. Sie kann z. B. bei einer Behörde, 
bei den Krankenkassen, bei anderen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts oder bei einer anderen geeig- 
neten Organisation eingerichtet, aber auch unabhän- 
gig davon errichtet werden. 

Das durch die Rechtsverordnung zu regelnde Verfah- 
ren der Registrierung umfaßt z. B. die Verwendung 
eines Vordrucks zur Erleichterung und Vereinfa- 
chung der Abgabe der Erklärung und ihrer EDV-ge- 
stützten Bearbeitung, die Bestimmung der Anlauf- 
stellen für die Abgabe der Erklärung (z. B. Kranken- 
kassen und Einwohnermeldeämter), die Prüfung der 
Identität der Erklärenden, das Verfahren der Über- 
mittlung der Erklärungen an das Register und die 
Speicherung der Erklärungen durch das Register. 
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Die Rechtsverordnung regelt ferner die Auskunft aus 
dem Register an den Erklärenden zu Lebzeiten und 
im Falle des endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls 
seiner gesamten Hirnfunktion oder des endgültigen, 
nicht behebbaren Stillstands seines Herzens und 
Kreislaufs auf Anfrage an einen Arzt, der sich gegen- 
über dem Register als dazu Befugter zu legitimieren 
hat, z. B. durch einen Nummemcode. Das Ergebnis 
der Auskunft darf nur dem Arzt, der die Organent- 
nahme vornehmen soll, und dem nächsten Angehöri- 
gen oder der sonstigen Person eröffnet werden, die 
nach § 3 Abs. 2 oder § 4 zu unterrichten ist. 

Die Rechtsverordnung regelt außerdem die Tatbe- 
stände der Löschung, insbesondere auf Verlangen 
desjenigen, dessen Erklärung gespeichert ist, nach 
einer Auskunft wegen einer möglichen Organspende 
oder zur Bereinigung des Datenbestandes aufgrund 
von Sterbefällen ohne Auskunftsersuchen. 

Die Rechtsverordnung muß schließlich die Finanzie- 
rung des Registers regeln, für die z. B. öffentliche 
Mittel, die Pflegesatzerlöse der Transplantationszen- 
tren für die Organübertragungen, die Erhebung von 
Gebühren für die Abgabe der Erklärungen zur 
Organspende oder eine Kombination verschiedener 
Finanzierungsmöglichkeiten in Betracht kommen. 

Zu Absatz 4 

Mit der Vorhaltung von Organspendeausweisen 
eines bestimmten Musters soll eine Erklärung zur 
Organspende erleichtert werden. In einer so wichti- 
gen Frage ist eine verläßliche Dokumentation des 
- in Ausübung des Selbstbestimmungsrechts - er- 
klärten Willens geboten. Da den Bürgerinnen und 
Bürgern alle Möglichkeiten ihrer Entscheidung für 
oder gegen eine Organentnahme in einem einheit- 
lichen Organspendeausweis offengehalten werden 
sollten, wird das Bundesministerium für Gesundheit 
ermächtigt, durch Verwaltungsvorschrift mit Zustim- 
mung des Bundesrates ein Muster des Organspende- 
ausweises festzulegen. Dabei können auch auf inter- 
nationaler, insbesondere auf EU-Ebene empfohlene 
Muster für Organspendeausweise berücksichtigt 
werden. Der Erlaß einer solchen Verwaltungsvor- 
schrift läßt die Möglichkeit unberührt, weiterhin 
auch auf andere geeignete Weise eine Erklärung zur 
Organspende nach Absatz 2 abzugeben und zu do- 
kumentieren. 

Zu § 3 (Zulässigkeit der Organentnahme mit 
Einwilligung des Organspenders) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt, unter welchen Vorausset- 
zungen die Organentnahme zulässig ist, wenn der 
Organspender in die Entnahme eingewilligt hatte. 

Zu Satz 1 Nr. 1 

Die Einwilligung kann mit Vollendung des sechzehn- 
ten Lebensjahres (Satz 3) schriftlich oder mündlich 
erklärt werden. Sie erstreckt sich auch auf alle für 
die Durchführung der Organentnahme notwendigen 
Maßnahmen. Von einer Einwilligung des Organ- 
spenders wird der Arzt insbesondere durch einen Or- 


ganspendeausweis oder durch Befragung des näch- 
sten Angehörigen (§ 4 . . .) Kenntnis erlangen. Der 
nächste Angehörige trifft in diesem Fall keine Ent- 
scheidung über eine Organentnahme, sondern über- 
mittelt lediglich den erklärten Willen des Organspen- 
ders. 

Zu Satz 1 Nr. 2 

Eine Organentnahme darf erst dann erfolgen, wenn 
der endgültige, nicht behebbare Ausfall der gesam- 
ten Himfunktion oder der endgültige, nicht behebba- 
re Stillstand von Herz und Kreislauf in dem Verfahren 
nach § 5 Abs. 1 festgestellt ist. Der endgültige, nicht 
behebbare Ausfall der gesamten Hirnfunktion als 
Entnahmevoraussetzung wird - wie im Allgemeinen 
Teil unter V. 2. a dargestellt - unterschiedlich bewer- 
tet. 

Die Entscheidung für einen Lösungsweg soll im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren getroffen werden. 

Zu Satz 1 Nr. 3 

Die Regelung dient im Hinblick auf eine sachgerech- 
te Durchführung der Organentnahme dem Schutz 
des Organempfängers. 

Zu Satz 2 

Die Regelung bestimmt, daß der Eingriff bei einer 
Person unzulässig ist, die der Organentnahme 
schriftlich oder mündlich widersprochen hatte. Dies 
entspricht dem durch Artikel 1 Abs. 1 des Grundge- 
setzes geprägten Leitbild, daß der Mensch nicht zum 
bloßen Objekt instrumentalisiert werden darf. 

Zu Satz 3 

Die Vorschrift legt fest, daß Personen mit Vollendung 
des sechzehnten Lebensjahres eine wirksame Erklä- 
rung zur Organentnahme abgeben können. Die Re- 
gelung geht davon aus, daß mit Erreichen der Te- 
stierfähigkeit (§ 2229 Abs. 1 BGB) auch die für die 
Einwilligung in eine Organspende erforderliche Ein- 
sichtsfähigkeit gegeben ist. Der Widerspruch gegen 
eine Organentnahme kann im Hinblick auf seine 
mögliche religiöse Motivation und angesichts der Re- 
ligionsmündigkeit (Artikel 4 Abs. 1 des Grundgeset- 
zes in Verbindung mit § 5 Satz 1 des Gesetzes über 
die religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921, 
BGBl. III, Gliederungs-Nr. 404-9) bereits vom voll- 
endeten vierzehnten Lebensjahr an erklärt werden. 

Zu Absatz 2 

Auch wenn der Organspender zu Lebzeiten in eine 
Organentnahme eingewilligt hatte, ist der nächste 
Angehörige (§ 4 . . .) im Hinblick auf sein Totensorge- 
recht über die beabsichtigte Organentnahme zu un- 
terrichten. Dies ermöglicht dem nächsten Angehöri- 
gen gegebenenfalls zugleich eine Kontrolle im Hin- 
blick auf eine ihm bekannte Erklärung des Organ- 
spenders zur Organspende. Zu einer ordnungsgemä- 
ßen Unterrichtung des nächsten Angehörigen gehört 
auch der Hinweis auf die Gelegenheit, die Unterla- 
gen zur Feststellung des endgültigen, nicht behebba- 
ren Ausfalls der gesamten Himfunktion oder des 
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endgültigen, nicht behebbaren Stillstands von Herz 
und Kreislauf (§ 5 Abs. 2 Satz 4 und 5) und den Leich- 
nam nach der Organentnahme (§ 6 Abs. 2 Satz 2) zu 
sehen. 

Zu § 4 (Zulässigkeit der Organentnahme 
mit Zustimmung anderer Personen) 

Hatte die Person, die als Organspender in Betracht 
kommt, eine bestimmte Person ihres Vertrauens zur 
Entscheidung für die Frage einer Organentnahme 
bestimmt, so ist diese Person - nach dem Ergebnis 
der Anhörung vom 28. Juni 1995 unstreitig - zur Ent- 
scheidung berufen. 

Im Rahmen der Anhörung vom 28. Juni 1995 wurden 
für den Fall, daß die Person, die als Organspender in 
Betracht kommt, keine Erklärung zur Organspende 
abgegeben hatte, vor allem zwei Modelle erörtert: 
die enge Zustimmungslösung und die erweiterte Zu- 
stimmungslösung, die im Allgemeinen Teil unter 
V. 2. b dargestellt sind. 

Die Entscheidung für einen Lösungsweg soll im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren getroffen werden. 

Zu § 5 (Nachweis des endgültigen, nicht beheb- 
baren Ausfalls der gesamten Hirnfunktion 
oder Stillstands von Herz und Kreislauf) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift enthält verfahrensrechtliche Anforde- 
rungen für den Nachweis des endgültigen, nicht be- 
hebbaren Ausfalls der gesamten Hirnfunktion oder 
des endgültigen, nicht behebbaren Stillstands von 
Herz und Kreislauf. 

Satz 1 stellt klar, daß der Nachweis immer nach den 
Regeln der medizinischen Wissenschaft erfolgen 
muß. Um mögliche Fehlbeurteilungen, insbesondere 
bei dem Nachweis des endgültigen, nicht behebba- 
ren Ausfalls der gesamten Himfunktion, für eine Or- 
ganentnahme in der Praxis auszuschließen, schreibt 
Satz 1 zugleich vor, daß der Nachweis insoweit durch 
zwei Ärzte erfolgen muß, die den Verstorbenen un- 
abhängig voneinander untersucht haben. Die beiden 
Ärzte müssen ferner hierfür besonders qualfiziert 
sein. Die Bundes ärztekammer kann in Richtlinien 
nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 den Stand der medizini- 
schen Wissenschaft für die Regeln zum Nachweis des 
endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls der gesam- 
ten Hirnfunktion und des endgültigen, nicht beheb- 
baren Ausfalls von Herz und Kreislauf näher feststel- 
len. 

Satz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß der Herz- 
stillstand allein kein sicheres Kriterium für die Zuläs- 
sigkeit einer Organentnahme ist, so lange im Einzel- 
fall ungewiß ist, ob er unabänderlich ist und ob er be- 
reits zum endgültigen, nicht behebbaren Ausfall der 
gesamten Himfunktion geführt hat oder als dessen 
Folge eingetreten ist. Deshalb ist der Nachweis nach 
Satz 2 auch dann zu erbringen, wenn Organe wie 
Niere, Leber oder Bauchspeicheldrüse bei einem 
Spender mit nicht mehr schlagendem Herzen ent- 
nommen werden, wie dies in einzelnen Transplanta- 
tionszentren im europäischen Ausland und in den 


USA zum Teil geschieht. Dies entspricht der Forde- 
rung der Bundesärztekammer und der Deutschen 
Transplantationsgesellschaft in ihrer gemeinsamen 
Pressemitteilung zu „Non-Heart-Beating-Donor" 
(Organentnahme nach Herzstillstand) vom 19. Okto- 
ber 1995. Es bleibt der Bundesärztekammer überlas- 
sen, den Stand der medizinischen Wissenschaft für 
die Regeln zum Nachweis nach Satz 2 auch zu die- 
sem Fall in Richtlinien nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
festzustellen. 

Bestimmte Organe, Organteile und Gewebe können 
noch Stunden nach eingetretenem Herz- Kreislauf - 
Stillstand transplantierfähig entnommen werden 
(z. B. Augenhornhaut, Gehörknöchelchen, Knochen, 
harte Hirnhaut, äußere Haut, Faszien). Sind seit dem 
endgültigen, nicht behebbaren Stillstand von Herz 
und Kreislauf mehr als drei Stunden vergangen, 
kann der Nachweis nach Satz 1 anhand der her- 
kömmlichen Todeszeichen (z. B. Leichenflecken, be- 
ginnende oder eingetretene Leichenstarre) sicher er- 
bracht werden. Nach Satz 3 genügt daher in diesem 
Fall die Untersuchung und der Nachweis durch ei- 
nen Arzt, so wie auch nach dem Leichenschaurecht 
der Länder der Tod nur durch einen Arzt festzustel- 
len ist. Die besonderen Verfahrensvorschriften des 
Absatzes 2 bleiben unberührt. 

Zu Absatz 2 

Die Sätze 1 und 2 sollen die Unabhängigkeit der hier- 
für verantwortlichen Ärzte von den transplantieren- 
den Ärzten gewährleisten und so mögliche Interes- 
senkonflikte zwischen beiden Seiten vermeiden. 
Satz 3 verdeutlicht, daß das Ergebnis der von beiden 
Ärzten unabhängig voneinander persönlich durchge- 
führten Untersuchung des Organspenders durch je- 
den der beiden Ärzte eigenverantwortlich festzustel- 
len ist. Die Sätze 4 und 5 dienen der Transparenz und 
der Vertrauensbildung. 


Zu § 6 (Achtung der Würde des Organspenders) 

Zu Absatz 1 

Die von Absatz 1 geforderte Achtung der Würde des 
Organspenders folgt aus seinem fortwirkenden Per- 
sönlichkeitsrecht. Sie ist als Pietät „Urbestandteil der 
Sittlichkeit", worauf der Wissenschaftliche Beirat der 
Bundesärztekammer in seiner Stellungnahme zum 
endgültigen Ausfall der gesamten Himfunktion 
(„Hirntod") als sicheres Todeszeichen (Deutsches 
Ärzteblatt 90, Heft 44 vom 5. November 1993, 
S. B 2177 bis 2179) zu Recht hingewiesen hat. Unter 
diesem Gebot stehen auch alle Maßnahmen zur Or- 
ganentnahme. 

Zu Absatz 2 

Zur Achtung vor der Würde des Organspenders ge- 
hört auch, daß sein Leichnam vom Krankenhaus in 
würdigem Zustand zur Bestattung übergeben wird, 
was Satz 1 klarstellt. Dementsprechend ist nach Satz 2 
dem nächsten Angehörigen Gelegenheit zu geben, 
sich davon noch im Krankenhaus zu überzeugen. 
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Zu § 7 (Zulässigkeit der Organentnahme 
bei Lebenden) 

Die Vorschrift läßt eine Organspende zu Lebzeiten 
nur in engen Grenzen und unter besonderen Voraus- 
setzungen zu, weil die Organentnahme für den 
Spender kein Heileingriff ist, sondern ihm grundsätz- 
lich körperlich schadet und ihn gesundheitlich ge- 
fährden kann. Dies gilt um so mehr, als die Trans- 
plantationsmedizin die Möglichkeiten der Lebend- 
spende von der Entnahme einer Niere auf die Ent- 
nahme von Teilen anderer Organe wie Leber, Lunge 
und Bauchspeicheldrüse erweitert hat. Deshalb ist 
hier - anders als bei Heileingriffen - eine detaillierte 
gesetzliche Regelung geboten. 

Die allgemeinen Regeln und Rechtsgrundsätze, die 
für die Zulässigkeit des ärztlichen Heileingriffs gel- 
ten, werden durch diese Vorschrift nicht berührt. So 
erfaßt die Vorschrift auch nicht eine Entnahme des 
erkrankten Organs, das bei einem Organempfänger 
im Rahmen der Organübertragung durch das Spen- 
derorgan ersetzt wird. 

Verstöße gegen Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a, b, 
Nr. 4 oder Satz 2 unterliegen der Strafandrohung des 
§ 18 Abs. 2. 

Zu Absatz 1 
Zu Satz 1 Nr. 1 

Buchstabe a erlaubt die Organentnahme nur bei voll- 
jährigen Personen, die zum Zeitpunkt der Einwilli- 
gung einwilligungsfähig, insbesondere weder geistig 
noch seelisch behindert noch psychisch krank sind. 
Die Regelung entspricht damit dem Leitsatz 4 der 
von der Weltgesundheitsorganisation auf ihrer 
44. Versammlung am 13. Mai 1991 verabschiedeten 
25 Leitsätze für die Transplantation menschlicher Or- 
gane. Bestehen Zweifel, ob ein Spendewilliger we- 
gen einer psychischen Erkrankung einwilligungsfä- 
hig ist, ist vor der Aufklärung nach Absatz 2 ein 
Facharzt für Psychiatrie hinzuzuziehen. 

Buchstabe b bestimmt, daß die Aufklärung des Or- 
ganspenders die strengen Anforderungen des 
Absatzes 2 Satz 1 erfüllen muß. Ergänzend gelten die 
verfahrensrechtlichen Vorgaben des Absatzes 2 
Satz 2 bis 4. 

Buchstabe c stellt klar, daß der Organspender medi- 
zinisch geeignet sein muß, und untersagt die Organ- 
entnahme, wenn sie den Organspender über das all- 
gemeine Operationsrisiko hinaus gefährden oder 
über die unmittelbaren Folgen des Eingriffs hinaus 
gesundheitlich schwer beeinträchtigen würde. Daher 
sind die gesundheitlichen Risiken des Eingriffs vor 
der Einwüligung des Spenders ärztlich sorgfältig ab- 
zuklären. Abzustellen ist hierbei auf die ärztliche Be- 
urteilung vor dem Eingriff. Eine sich nach dem Ein- 
griff ergebende schwere gesundheitliche Beeinträch- 
tigung des Lebendspenders, die bei Anwendung der 
nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft ge- 
botenen Sorgfalt aber nicht vorhersehbar gewesen 
ist, führt nicht zur Rechtswidrigkeit der Organent- 
nahme. 


Zu Satz 1 Nr. 2 

Die Regelung stellt klar, daß die Lebendspende nur 
in Betracht kommen kann, wenn das zu entnehmen- 
de Organ gesund ist und damit das Leben eines be- 
stimmten Menschen erhalten oder eine schwerwie- 
gende Krankheit dieses Menschen geheilt oder ge- 
lindert oder ihre Verschlimmerung verhütet werden 
kann, wie z. B. bei endgültigem Nierenversagen, vor 
allem bei Kindern. Entscheidend ist die ärztliche Be- 
urteilung vor dem Eingriff. Die Anforderungen an die 
erforderlichen Untersuchungen kann die Bundes- 
ärztekammer in Richtlinien nach § 15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 entsprechend dem Stand der medizinischen 
Wissenschaft näher feststellen. Die Organentnahme 
ist unzulässig, wenn der Gesundheitszustand des 
Spenders eine Organübertragung, z. B. wegen der 
Gefahr einer Übertragung von Krankheiten, die den 
Empfänger gefährden können, nicht erlaubt oder 
wenn das zu entnehmende Organ für den vorgesehe- 
nen Empfänger, z. B. wegen mangelnder Gewebe- 
verträglichkeit, ungeeignet ist. Ergibt sich dieser Be- 
fund erst nachträglich, war dies aber bei Anwendung 
der nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft 
gebotenen Sorgfalt, insbesondere bei Beachtung der 
Richtlinien der Bundesärztekammer, nicht vorherseh- 
bar gewesen, führt das nicht zur Rechts Widrigkeit 
der Organentnahme. 

Zu Satz 1 Nr. 3 

Die Vorschrift verdeutlicht im Interesse des Lebend- 
spenders, daß die Lebendspende nur die letzte Mög- 
lichkeit sein darf, wenn ein geeignetes Organ eines 
Spenders nach § 3 oder § 4 nicht bzw. im Hinblick 
auf die Dringlichkeit einer Organübertragung nicht 
rechtzeitig zur Verfügung steht. Die Lebendspende 
soll nicht dazu führen, daß das Bemühen um Organ- 
spender nach § 3 oder § 4 vernachlässigt wird. 

Zu Satz 1 Nr. 4 

Die Regelung dient dem Schutz des Organspenders 
und im Hinblick auf die sachgerechte Entnahme des 
Organs auch dem Schutz des Empfängers. 

Zu Satz 2 

Die Vorschrift unterwirft die Spende nicht regenerie- 
rungsfähiger Organe und Organteüe, wie z. B. Nie- 
ren, Lungenlappen oder Teile der Bauchspeichel- 
drüse, einer zusätzlichen Einschränkung hinsichtlich 
der möglichen Empfänger, um die Freiwilligkeit der 
Organspende zu sichern und der Gefahr des Organ- 
handels zu begegnen. Eine allgemeine „Freigabe" 
der Lebendspende würde die Gefahr des Organhan- 
dels in letztlich nicht mehr kontrollierbarer Weise er- 
höhen. Die Regelung geht davon aus, daß grundsätz- 
lich eine verwandtschaftliche oder vergleichbare 
enge persönliche Beziehung die beste Gewähr für 
die Freiwilligkeit der Organspende bietet und durch 
die Beschränkung auf Verwandte der Gefahr eines 
(verdeckten) Organhandels entgegengewirkt wer- 
den kann. Eine besondere persönliche und sittliche 
Verbundenheit kann z. B. zwischen Partnern einer 
auf Dauer angelegten, d. h. nicht nur befristeten oder 
zufälligen, häuslichen Lebensgemeinschaft bestehen. 
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Grundlage einer solchen Verbindung wird in der Re- 
gel eine gemeinsame Lebensplanung mit innerer 
Bindung sein. Davon zu unterscheiden sind bloß öko- 
nomisch motivierte Zweckwohngemeinschaften, z. B. 
die gemeinsame Anmietung einer Wohnung durch 
Studenten. Hier kann aus der Tatsache der häusli- 
chen Gemeinschaft allein keine besondere persönli- 
che Bindung abgeleitet werden. Andererseits kann 
ein vergleichbares enges persönliches Verhältnis mit 
gemeinsamer Lebensplanung und innerer Bindung 
auch zwischen in räumlicher Trennung lebenden 
Personen bestehen, wenn die Bindung über einen 
längeren Zeitraum gewachsen ist. Die persönliche 
Verbundenheit erweist sich dann anhand anderer of- 
fenkundiger Tatsachen, wie z. B. ein enges Freund- 
schaftsverhältnis mit häufigen engen persönlichen 
Kontakten über einen längeren Zeitraum. Die Moti- 
vation des Spenders soll in einem aus der persönli- 
chen Verbundenheit erwachsenden, innerlich akzep- 
tierten Gefühl der sittlichen Pflicht liegen. An einer 
entsprechenden besonderen persönlichen und sittli- 
chen Verbundenheit fehlt es, wenn die Verbunden- 
heit durch Vermögenswerte Vorteüe bestimmt ist. 

Zu Absatz 2 

Satz 1 stellt an die Aufklärung und Einwilligung 
strenge Anforderungen. Der Arzt hat den Spendewil- 
ligen über die Art des Eingriffs und den Umfang der 
beabsichtigten Organentnahme, auch über entfernt 
liegende Risiken und mögliche Spätfolgen geringer 
Wahrscheinlichkeit für seine Gesundheit, die nach 
dem Stand der medizinischen Wissenschaft zu erwar- 
tende Erfolgsaussicht der Organübertragung sowie 
sonstige für ihn im Einzelfall erkennbar bedeutsame 
Umstände aufzuklären. Die Aufklärung und die Ein- 
willigungserklärung des Spenders müssen nach 
Satz 2 in Anwesenheit eines zweiten Arztes erfolgen, 
der weder an der Organentnahme noch an der Orga- 
nübertragung beteiligt und von den entnehmenden 
und transplantierenden Ärzten unabhängig ist. Die 
Dokumentation nach Satz 3 dient der Verfahrenssi- 
cherung. 

Satz 4 stellt ferner klar, daß der Spender seine Einwü- 
ligung jederzeit formlos und ohne Angabe von Grün- 
den widerrufen kann. Ein Widerruf hat keine rück- 
wirkende, sondern nur eine in die Zukunft gerichtete 
Recht swirksamkeit. In der Regel wird es angezeigt 
sein, nach der Einwilligung mit dem Eingriff einige 
Tage zu warten, es sei denn, die Organentnahme 
duldet aus medizinischen Gründen keinen Auf- 
schub. 

Zu Absatz 3 

Durch die Bereiterklärung von Organspender und 
Organempfänger zur Teünahme an einer ärztlich 
empfohlenen Nachbetreuung sollen eine optimale 
ärztliche und psychische Betreuung der Betroffenen 
geschaffen werden, um den Erfolg der Transplanta- 
tion auf Dauer zu sichern. 

Der Ausschluß von Spendern, bei denen nur eine un- 
freiwillige, unter Druck oder durch Vorteüsgewäh- 
rung entstandene Bereitschaft zur Lebendspende be- 
steht, ist in jedem Einzelfall zu prüfen. Das güt glei- 


chermaßen für die Spende regenerierungsfähiger Or- 
ganteüe wie nicht regenerierungsfähiger Organe. Zu 
diesem Zweck ermöglichen insbesondere psychodia- 
gnostische Mittel und medizinisch-psychologische 
Beratungsverfahren eine begründete und verant- 
wortliche Beurteüung sowohl hinsichtlich der Ein- 
schätzung der Freiwilligkeit des Spenderentschlus- 
ses als auch hinsichtlich der Untersuchung und Be- 
wertung der Beweggründe für die Organspende. 
Eine entsprechende gutachtliche Stellungnahme ist 
von einer durch die Ärztekammer eingesetzten Kom- 
mission zu treffen, in der mindestens die drei in Satz 2 
genannten Fachdisziplinen vertreten sein müssen. 
Das Nähere hierzu, insbesondere zur sonstigen Zu- 
sammensetzung der Kommission, zum Verfahren der 
Entscheidungsfindung und seiner Finanzierung so- 
wie zur Überprüfbarkeit der getroffenen Entschei- 
dung ist durch Landesrecht zu bestimmen. Der für 
die Organentnahme verantwortliche Arzt muß sich 
über das Vorliegen der rechtswirksamen Einwilli- 
gung des Organspenders selbst vergewissern. Die 
gutachtliche Stellungnahme der Kommission bietet 
für den verantwortlichen Arzt lediglich eine zusätzli- 
che verfahrensrechtliche Sicherheit. 

Die Organspende eines lebenden Menschen darf 
nicht durch finanzielle Zuwendungen oder sonstige 
Vorteile gleich welcher Art erkauft werden. Der Er- 
satz bestimmter Aufwendungen (beispielsweise 
Fahrtkosten und nachgewiesenen Verdienstausfalls 
des Organspenders) ist nur im Rahmen des § 16 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 zulässig. Damit soll zum einen ver- 
hindert werden, daß Menschen aus einer Notlage 
heraus ein Organ oder Teüe eines Organs verkaufen 
und sich damit erheblichen gesundheitlichen Risiken 
aussetzen. Zum anderen wäre es nicht hinzunehmen, 
wenn sich auf diese Weise bevorzugt zahlungskräfti- 
ge Patienten Spenderorgane beschaffen könnten. 

Der möglichen Gefahr einer Kommerzialisierung 
wird darüber hinaus durch das Verbot nach § 16 
Abs. 2 und die Strafbewehrung nach § 17 begegnet. 
Danach wird als Täter auch der Arzt bestraft, der ein 
Organ, das Gegenstand verbotenen Handeltreibens 
ist, in Kenntnis dieses Umstands entnimmt. 


Zu § 8 (Zulässigkeit der Organübertragung) 

Die Vorschrift dient vor allem der Minimierung der 
gesundheitlichen Risiken für die Organempfänger, 
der Chancengleichheit der in die jeweiligen Warteli- 
sten der Transplantationszentren für die gleiche Or- 
ganübertragung aufgenommenen Patienten, der Ver- 
teüungsgerechtigkeit in bezug auf die genannten 
Spenderorgane und der Wahrnehmung aller vorhan- 
denen Möglichkeiten zur postmortalen Organspen- 
de. Die Bestimmungen wirken zugleich der Gefahr 
des Organhandels entgegen. 

Die Regelungen umfassen auch Teüe der in Satz 1 
genannten Organe, wenn sie zu dem gleichen Zweck 
wie das vollständige Organ übertragen werden. Dies 
trifft z. B. auf die Übertragung von Lebersegmenten 
und Lungenlappen sowie von Inseln der Bauchspei- 
cheldrüse und Beta-Zeüen dieser Inseln zu, nicht je- 
doch auf die Übertragung von Herzklappen. 
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Verstöße gegen die Vorschrift können als Ordnungs- 
widrigkeit geahndet werden (§ 19 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 2). 

Zu § 9 (Transplantationszentren) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift stellt klar, daß sich die Zulassung als 
Transplantationszentrum nach den für die Zulassung 
von Krankenhäusern geltenden Vorschriften richtet 
und sich auf die Übertragung einer oder mehrerer 
der bezeichneten Organarten erstrecken muß. Die 
dafür erforderlichen personellen, apparativen und 
sonstigen strukturellen Anforderungen sind im je- 
weüigen Zulassungsverfahren zu prüfen, gleichgül- 
tig ob die Zulassung auf § 108 SGB V oder § 30 
GewO beruht. Die Vorschrift bestimmt ferner, daß 
bei der Zulassung nach § 108 SGB V Schwerpunkte 
für die Übertragung bestimmter Organe durch aus- 
gewählte Transplantationszentren zu bilden sind, um 
auf diese Weise nicht nur eine bedarfsgerechte, lei- 
stungsfähige und wirtschaftliche Versorgung, son- 
dern auch die erforderliche Verfahrens- und Ergebni- 
squalität dieses kostenintensiven Teüs der Hochlei- 
stungsmedizin zu sichern. 

Für Krankenhäuser, die nur Privatpatienten behan- 
deln und damit nicht der Krankenhausplanung der 
Länder und den Vorschriften des Fünften Buches So- 
zialgesetzbuch unterhegen, sieht der Gesetzentwurf 
keine über § 30 GewO hinausgehenden Anforderun- 
gen für die Zulassung als Transplantationszentrum 
vor. Die Vorschriften des Entwurfs, insbesondere die 
§§ 8, 9 und 14 sowie deren Bußgeldbewehrung nach 
§ 19, reichen aus, um bei Verstößen gegen diese Vor- 
schriften nicht nur Bußgelder zu verhängen, sondern 
auch mit gewerbeaufsichtlichen Maßnahmen bis 
zum Entzug der Konzession wegen Unzuverlässig- 
keit des Unternehmers mögliche Mißbräuche der 
Transplantationsmedizin in diesen Krankenhäusern 
zu verhindern. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung bestimmt die grundlegenden Aufga- 
ben der Transplantationszentren zur Erfüllung der 
Zwecke dieses Gesetzes. 

Zu Nummer 1 

Die Führung der Patientenwarteliste dient der recht- 
zeitigen Erfassung der Patienten, bei denen eine Or- 
ganübertragung vorgesehen ist, damit die für die Or- 
ganvermittlung nach § 1 1 erforderlichen Daten erho- 
ben und der Vermittlungsstelle mitgeteilt werden, 
um so die Vermittlung geeigneter Spenderorgane zu 
ermöglichen. Die Wartelisten sohten nach einheitli- 
chen medizinischen Kriterien geführt werden. Sie 
sind entsprechend der Entwicklung des Gesund- 
heitszustandes der einzelnen Patienten in regelmäßi- 
gen Abständen zu aktualisieren. 

Die Entscheidung über die Annahme zur Organüber- 
tragung und die Aufnahme in die Warteliste ist un- 
verzüglich nach Vorhegen aller für die Entscheidung 
notwendigen Informationen zu treffen. Die Annahme 
zur Organübertragung und die Aufnahme in die War- 


teliste sind Voraussetzung und Bestandteil eines Ver- 
trages über die Krankenhausbehandlung zum Zwek- 
ke der Organtransplantation. Im übrigen gelten für 
den Abschluß eines solchen Vertrages die allgemei- 
nen gesetzüchen Bestimmungen und Rechtsgrund- 
sätze unter Berücksichtigung des Versichertenstatus 
des Patienten und des Versorgungsauftrags des 
Transplantationszentrums im Rahmen seiner Zulas- 
sung (s. § 9). 

Der Patient muß nach § 12 Abs. 3 Satz 1 seine Zu- 
stimmung für die Aufnahme seiner personenbezoge- 
nen Daten in die Warteliste geben. Das Transplanta- 
tionszentrum meldet gemäß § 12 Abs. 3 Satz 3 die Pa- 
tienten seiner Warteliste an die Vermittlungsstelle 
nach §11, die alle Patienten in einer Liste erfaßt (§11 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1) und die ihr gemeldeten Organe 
nach den Vorschriften des § 11 Abs. 3 zur Übertra- 
gung auf bestimmte Patienten vermittelt (§11 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 3). 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift dient der Einhaltung der Vorschriften 
des § 8 Satz 2 und 3 und der damit verfolgten Ziele. 

Zu Nummer 3 

Die lückenlose Rückverfolgung der Organe vom 
Empfänger bis zum Spender dient vor ahem der 
Transparenz der Organvermittlung und ihrer Vorbe- 
reitung durch die beteiligten Stellen, ebenso der 
Transparenz bei Lebendspenden und ermöglicht es, 
im Falle einer gesundheitlichen Gefährdung des 
Empfängers durch das transplantierte Organ, rasch 
geeignete Maßnahmen zum Schutz der Empfänger 
von Organen desselben Spenders zu ergreifen. Die 
Zulässigkeit der Zusammenführung von Angaben 
aus der Dokumentation mit personenbezogenen Da- 
ten postmortaler Organspender richtet sich nach § 12 
Abs. 2. Die Aufzeichnungspflichten nach ärztlichem 
Berufsrecht (vgl. § 15 der Muster-Berufsordnung für 
die deutschen Ärzte, Deutsches Ärzteblatt 93, Heft 7 
vom 16. Februar 1996, S. B 327 bis 333) bleiben unbe- 
rührt. 

Zu Nummer 4 

Die Vorschrift stellt klar, daß eine im Zusammenhang 
mit einer Organübertragung erforderliche psychische 
Betreuung des Organempfängers sowie im Falle des 
§ 7 des Lebendspenders vom Transplantationszen- 
trum im Krankenhaus sicherzustellen ist. Die psychi- 
sche Betreuung gehört zur Krankenhaus behancüung 
im Sinne des § 39 Abs. 1 SGB V. Sie ist daher, soweit 
im Einzelfall für die medizinische Versorgung bei ei- 
ner Organübertragung notwendig, auch im Rahmen 
einer teüstationären, einer vor- und nachstationären 
sowie einer ambulanten Behandlung im Kranken- 
haus sicherzustellen. 

Zu Nummer 5 

Die Bestimmung knüpft an die Vorschriften des § 137 
SGB V über Maßnahmen zur Qualitätssicherung in 
der stationären medizinischen Versorgung an. Diese 
können sich auch auf die Indikation zur Transplanta- 
tion und damit auf medizinische Kriterien für die An- 
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nähme zur Organübertragung, die Aufnahme in die 
Warteliste und die Führung der Warteliste nach 
Nummer 1 erstrecken. Die Regelung stellt entspre- 
chend § 137 SGB V zugleich klar, daß diese Quali- 
tätssicherungsmaßnahmen auch Vergleiche der 
Transplantationszentren untereinander ermöglichen 
müssen. 


Zu § 10 (Zusammenarbeit bei der Organentnahme, 
Koordinierungsstelle) 

Zu Absatz 1 

Satz 1 stellt klar, daß die Organentnahme nicht eine 
zentrumsbezogene Aufgabe der einzelnen Trans- 
plantationszentren ist, sondern eine Gemeinschafts- 
aufgabe aller Transplantationszentren und anderen 
Krankenhäuser zugunsten aller Patienten auf den 
Wartelisten der Transplantationszentren. Dieser Auf- 
gabe dient die notwendige regionale Zusammenar- 
beit der Einrichtungen mit der erforderlichen Fach- 
kompetenz. Daraus folgt, daß dem einzelnen Trans- 
plantationszentrum die Verfügung über vermitt- 
lungspflichtige Organe nicht zusteht, so lange die 
Vermittlungsentscheidung nicht getroffen ist. 

Satz 2 überträgt die Organisation dieser gemein- 
schaftlichen Aufgabe einschließlich der Durchfüh- 
rung der im Zusammenhang mit der Entnahme erfor- 
derlichen zentrumsübergreifenden Maßnahmen auf 
eine von den Spitzenorganisationen der Krankenkas- 
sen, der Krankenhäuser und der Ärzteschaft durch 
Vertrag errichtete oder beauftragte Einrichtung, die 
damit den Status der Koordinierungsstelle erhält. Die 
Vorschrift geht davon aus, daß die Koordinierungs- 
stelle eine der Zusammenarbeit nach Satz 1 entspre- 
chende re0onale Untergliederung erhält. Innerhalb 
dieses gesetzlichen Rahmens sind die erforderlichen 
Maßnahmen nach näherer Regelung des Vertra- 
ges über die Aufgaben der Koordinierungsstelle 
(Absatz 2) organisatorisch mit allen Beteiligten abzu- 
stimmen und teüs durch die Koordinierungsstelle, 
teils durch die Transplantationszentren, teils durch 
die anderen Krankenhäuser durchzuführen oder zu 
veranlassen. Die Regelungen der Verträge nach 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 können auch zusam- 
men in einem Vertrag getroffen werden. 

Durch die Koordinierungsstelle soll die Zusammenar- 
beit zur Organentnahme und Durchführung aller 
weiteren bis zur Transplantation erforderlichen Maß- 
nahmen - außer der Organvermittlung - bestmöglich 
organisiert werden, um die vorhandenen Möglich- 
keiten der Organspende nach endgültigem, nicht be- 
hebbarem Ausfall der gesamten Himfunktion oder 
endgültigem, nicht behebbarem Stillstand von Herz 
und Kreislauf des Organspenders wahrzunehmen 
und durch Entnahme und Bereitstellung geeigneter 
Spenderorgane für Transplantationen die gesund- 
heitlichen Risiken der Organempfänger so gering 
wie möglich zu halten. Mit dieser Aufgabe darf nur 
eine Einrichtung betraut werden, die die in Satz 3 ge- 
nannten Anforderungen erfüllt. 

Satz 4 folgt aus der gesetzlichen Aufgabenzuweisung 
nach Satz 1 und der notwendigen engen Zusammen- 
arbeit der Transplantationszentren mit der Koordinie- 


rungsstelle. Das Nähere ist im Vertrag nach Absatz 1 
Satz 2 zu regeln. Die Vorschrift setzt nicht voraus, 
daß die Vertretung in den Organisationseinheiten 
der Koordinierungsstelle hauptberuflich erfolgt. 

Der geltende Vertrag über die Vermittlung von Her- 
zen, Nieren, Lebern, Lungen und Bauchspeicheldrü- 
sen vom 19. Juni 1989, den DSO, KfH und die Kran- 
kenkassenverbände auf Bundesebene mit Eurotrans- 
plant geschlossen haben, enthält auch Regelungen 
zur Durchführung von im Zusammenhang mit der 
Organentnahme erforderlichen Maßnahmen zur Vor- 
bereitung der Vermittlung und Übertragung. Dieser 
Vertrag und die darauf beruhenden Verträge, die 
DSO und KfH mit Transplantationszentren, über 800 
dort tätigen Mitarbeitern, mit Landeskrankenhaus- 
gesellschaften, Krankenhäusern und Typisierungsla- 
boratorien geschlossen haben, haben sich grundsätz- 
lich bewährt. Sie schufen die Grundlage für eine 
bundesweite Tätigkeit auf regionaler Ebene zur 
Wahrnehmung vorhandener Möglichkeiten der Or- 
ganspende (ohne Lebendspende). Die Verträge blei- 
ben nach § 23 Abs. 1 so lange in Kraft, bis sie durch 
Vertrag nach Satz 2 und Absatz 2 abgelöst oder 
durch Rechtsverordnung nach Absatz 5 ersetzt wer- 
den. 

Zu Absatz 2 
Zu Satz 1 

Die Vorschrift gibt den Verbänden der Beteiligten auf 
Bundesebene und der Koordinierungsstelle den Auf- 
trag, die Aufgaben der Koordinierungsstelle gemein- 
sam privatrechtlich durch Vertrag zu regeln. Dies 
schließt Regelungen zur Berichterstattung der Koor- 
dinierungsstelle an die Vertragspartner über die Ver- 
tragserfüllung ein, damit die Vertragspartner ihrer 
Überwachungspflicht nach Absatz 3 Satz 2 nachkom- 
men können, ebenso Regelungen über eine vertragli- 
che Kündigungsmöglichkeit bei Vertragsverletzun- 
gen der Koordinierungsstelle. 

Zu Satz 2 Nr. i 

Bei den im Zusammenhang mit einer Organentnah- 
me und ihrer Vorbereitung erforderlichen Maßnah- 
men ist eine Vielzahl medizinischer Untersuchungen 
und anderer Tätigkeiten notwendig, um die Eignung 
der Verstorbenen für eine Organentnahme und die 
Transplantierbarkeit entnommener Spenderorgane 
festzustellen und bis zur Transplantation zu erhalten. 
Neben den Angaben zur Blutgruppe und Gewebe- 
verträglichkeit geht es dabei vor allem um die Ver- 
hinderung der Übertragung von Krankheiten oder 
Krankheitserregern auf den Organempfänger. Die 
Anforderungen an diese Maßnahmen sowie ihre 
Durchführung sind in dem Vertrag verbindlich zu 
vereinbaren. Die Bundesärztekammer kann in Richt- 
linien nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 den Stand der me- 
dizinischen Wissenschaft für diese Anforderungen 
näher feststellen. 

In dem Vertrag ist außerdem die Organisation, 
Durchführung und Finanzierung der genannten 
Maßnahmen zu regeln. Dies umfaßt die vielfältigen 
Koordinierungsaufgaben in den Bereichen Organ - 
spende, Vorbereitung der Organentnahme, Durch- 
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führung der Organentnahme und Vorbereitung der 
Organvermittlung. Im Zusammenhang mit der Mit- 
teilung möglicher Organspender nach Absatz 4 sind 
ferner die rechtlichen Voraussetzungen für eine Or- 
ganentnahme nach den §§ 3 bis 5 abzuklären und 
entsprechende Maßnahmen zu veranlassen. 

Auch die Beförderung vermittelter Organe gehört als 
Vorbereitungsmaßnahme für die Organübertragung 
zu den notwendigen vertraglichen Regelungen. Die 
Beförderung dieser Organe ist eine wesentliche und 
kostenintensive Aufgabe der Koordinierungsstelle. 
Sie muß z. B. auch dafür sorgen, daß außerhalb 
Deutschlands entnommene Organe, die aufgrund 
der Vermittlungsentscheidung Patienten auf den 
Wartelisten deutscher Transplantationszentren über- 
tragen werden sollen, dorthin befördert werden. 

All dies erfordert auch Rahmenregelungen, die auch 
im Hinblick auf die Abgrenzung der regionalen Zu- 
ständigkeit der einzelnen Transplantationszentren 
und die Pflichten nach Absatz 4 einen Ordnungsrah- 
men schaffen und die Zusammenarbeit der Beteilig- 
ten auf eine verläßliche Grundlage stellen. Dabei 
kann z. B. auch die Bestellung von Transplantations- 
koordinatoren für die Transplantationszentren und 
von Transplantationsbeauftragten für die anderen 
Krankenhäuser geregelt werden. 

Im Interesse der beiderseitigen Zusammenarbeit soll 
in dem Vertrag ferner die Unterrichtung der Kran- 
kenhäuser, die mögliche Organspender nach Eintritt 
des endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls der ge- 
samten Himfunktion oder des endgültigen, nicht be- 
hebbaren Stillstands von Herz und Kreislauf dieser 
Patienten mitgeteilt haben, über dadurch ermög- 
lichte Organentnahmen und erfolgreiche Transplan- 
tationen geregelt werden. 

Zu Satz 2 Nr. 2 

Die Regelungsbefugnis umfaßt alle Fragen, die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Beteiligten nach die- 
sem Gesetz erheblich sind, insbesondere auch die 
Durchführung der der Koordinierungsstelle nach den 
§§ 12 bis 14 obliegenden Aufgaben. 

Zu Satz 2 Nr. 3 

Maßnahmen der medizinischen Qualitätssicherung 
in allen Tätigkeitsbereichen nach § 1 Abs. 1 sind un- 
verzichtbar, um die erforderliche Verfahrens- und Er- 
gebnisqualität der Übertragung lebenswichtiger Or- 
gane zu sichern. Zur Durchführung von Qualitätssi- 
cherungsmaßnahmen in diesem kostenintensiven 
Teü der Hochleistungsmedizin sind die Transplanta- 
tionszentren auf klinische, immunologische und an- 
dere Daten der Organspender, der übertragenen Or- 
gane und der Organempfänger angewiesen. Diese 
Daten und die Erfahrung der Koordinierungsstelle 
sind in Zusammenarbeit mit der Vermittlungsstelle, 
den Transplantationszentren und den anderen Kran- 
kenhäusern für die Qualitätssicherung nutzbar zu 
machen. Die Vorschriften des Fünften Buches Sozial- 
gesetzbuch (insbesondere die §§ 135 bis 137) über 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung in der medizini- 
schen Versorgung bleiben unberührt. 


Zu Satz 2 Nr. 4 

Die Finanzierung der genannten Aufgaben und Lei- 
stungen muß vertraglich sichergestellt werden. Da- 
bei ist auch zu regeln, welche Gesamtaufwandsent- 
schädigung die transplantierenden Krankenhäuser 
der Koordinierungsstelle für die Bereitstellung der 
vermittelten Organe zu zahlen haben. Denn die Ko- 
sten der Organbereitstellung sind pflegesatzfähig (§ 7 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 der Bundespflegesatzverordnung) 
und in den für die Übertragung der Organe berech- 
neten Pflegesätzen berücksichtigt. Ebenso ist zu re- 
geln, welche Abgeltung die Koordinierungsstelle 
den Transplantationszentren und anderen Kranken- 
häusern für Leistungen zu zahlen hat, die von diesen 
im Zusammenhang mit der Organentnahme auf- 
grund der Zusammenarbeit nach § 10 erbracht wer- 
den. 

Die Finanzierung steht im Einklang mit § 16 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1. Sie kann auch in pauschalierter Form er- 
folgen. 

Zu Absatz 3 

Der in Satz 1 enthaltene Genehmigungsvorbehalt ist 
Ausfluß der Staatsaufsicht über die Spitzenverbände 
der Krankenkassen. Der Vertrag ist vom Bundesmini- 
sterium für Gesundheit zu genehmigen, wenn er den 
gesetzlichen Anforderungen entspricht. 

Satz 2 normiert die gesetzliche Verpflichtung der ge- 
nannten Vertragspartner, die Einhaltung der Ver- 
tragsbestimmungen zu überwachen. Die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen (§ 213 Abs. 1 SGB V) un- 
terhegen dabei der staatlichen Aufsicht des Bundes- 
ministeriums für Gesundheit bzw. des diesem 
insoweit unterstehenden Bundesversicherungsamtes 
(§§ 214, 208 Abs. 2 SGB V, §§ 87 bis 90 Abs. 1 
SGB IV). Sie haben daher der Aufsichtsbehörde auf 
deren Verlangen jederzeit über die Einhaltung der 
Vertragsbestimmungen Bericht zu erstatten. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift verdeutlicht die Organentnahme als 
gemeinschaftliche Aufgabe der Transplantationszen- 
tren und der anderen Krankenhäuser nach Absatz 1 
Satz 1. Die Verpflichtung der Transplantationszen- 
tren und anderen Krankenhäuser zur Zusammenar- 
beit mit der Koordinierungsstelle und zur Mitteilung 
möglicher Spender von vermittlungspflichtigen Or- 
ganen an das regional zuständige Transplantations- 
zentrum ist eine entscheidende Voraussetzung dafür, 
daß die vorhandenen Möglichkeiten zur Organspen- 
de künftig besser wahrgenommen werden können. 
Das ist bei der Knappheit an Spenderorganen drin- 
gend geboten. Die Verpflichtung zur Mitteilung von 
möglichen Organspendern wird von den Kranken- 
häusern in aller Regel nur dann erfüllt werden kön- 
nen, wenn entsprechende Vereinbarungen zwischen 
den Krankenhausträgem und den Mitarbeitern ge- 
troffen werden. Dabei wird allerdings auch die per- 
sönliche Einstellung der Mitarbeiter zur Organspen- 
de zu berücksichtigen sein. 

Die Mitteüung eines möglichen Spenders vermitt- 
lungspflichtiger Organe kommt in Betracht, wenn 
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trotz intensivmedizinischer Maßnahmen wegen des 
endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls seiner ge- 
samten Himfunktion seine Weiterbehandlung nicht 
mehr angezeigt ist. Zusätzlich muß der Patient nach 
erster ärztlicher Beurteilung für eine solche Organ- 
spende medizinisch geeignet erscheinen, und es 
muß möglich sein, seine Organe durch medizinische 
Maßnahmen für eine gewisse Zeit in transplantierfä- 
higem Zustand zu erhalten, um während dieser Zeit 
die Zulässigkeit einer vorgesehenen Organentnahme 
zu klären. Ferner darf dem Krankenhaus kein Wider- 
spruch des Patienten gegen eine Organentnahme be- 
kannt sein. Die Bundesärztekammer kann in Richtli- 
nien nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 den Stand der me- 
dizinischen Wissenschaft für die ärztliche Beurtei- 
lung nach Satz 2 näher feststellen. 

Die TYansplantationszentren und anderen Kranken- 
häuser informieren das nach Absatz 1 in Verbindung 
mit den vertraglichen Regelungen nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 1 regional zuständige TVansplantationszen- 
trum darüber, daß bei einem Patienten der endgülti- 
ge, nicht behebbare Ausfall der gesamten Himfunk- 
tion nachgewiesen worden ist, und teilen ihm die zur 
Klärung der Voraussetzungen für eine Organentnah- 
me sowie zur Durchführung der Organentnahme und 
-Vermittlung erforderlichen personenbezogenen Da- 
ten dieses Patienten mit. Das Transplantationszen- 
trum informiert darüber unverzüglich die Koordinie- 
rungsstelle und klärt nach Maßgabe der vertragli- 
chen Regelungen nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 in Zu- 
sammenarbeit mit der Koordinierungsstelle, ob eine 
Organentnahme zulässig ist. 

Verstöße gegen die Mitteilungspflicht nach Satz 2 
werden weder unter Strafe gestellt noch als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet (vgl. §§18 und 19). 

Es ist Aufgabe der Länder, im Rahmen ihrer Gesetz- 
gebungskompetenz zur Krankenhausplanung und 
-finanzierung die strukturellen Gmndlagen für die 
Zusammenarbeit nach Absatz 4 zu sichern. Dabei 
kann z. B. bestimmt werden, daß die Mitteilung nach 
Satz 2 zum Versorgungsauftrag der Transplantations- 
zentren und anderen Krankenhäuser gehört. Ebenso 
können die strukturellen Voraussetzungen für die 
Bestellung von Transplantationskoordinatoren in den 
Transplantationszentren und von Transplantations- 
beauftragten in anderen Krankenhäusern festgelegt 
werden. 

Zu Absatz 5 

Aus Gründen der Rechtssicherheit sind die Koordi- 
nierungsstelle und ihre Aufgaben nach Ablauf der 
genannten Frist durch Rechtsverordnung zu bestim- 
men. 

Zu § 11 (Organvermittlung, Vermittlungsstelle) 

Zu Absatz 1 

Satz 1 überträgt die Organvermittlung auf eine von 
den Spitzenorganisationen der Krankenkassen, der 
Krankenhäuser und der Ärzteschaft durch Vertrag er- 
richtete oder beauftragte Einrichtung, die damit den 
Status der Vermittlungsstelle erhält. Diese kann 
eine nationale oder auch eine internationale (vgl. 


Absatz 2) Einrichtung sein. Mit der Organvermitt- 
lung darf nur eine Einrichtung betraut werden, die 
die in Satz 2 genannten Anforderungen erfüllt. Die 
gesetzlichen Aufgaben der Vermittlungsstelle sind 
im Vertrag nach Absatz 4 näher zu regeln. Die Rege- 
lungen der Verträge nach Satz 1 und Absatz 4 kön- 
nen auch zusammen in einem Vertrag getroffen wer- 
den. 

Als Vermittlungsstelle ist derzeit die private gemein- 
nützige Stiftung Eurotransplant in Leiden/Niederlan- 
de tätig, die seit 27 Jahren mit der Organvermittlung 
für die Transplantationszentren in Belgien, Deutsch- 
land, den Niederlanden, Luxemburg und Österreich 
vertraglich betraut ist. Der geltende Vertrag über die 
Vermittlung von Herzen, Nieren, Lebern, Lungen 
und Bauchspeicheldrüsen vom 19. Juni 1989, den 
DSO, KfH und die Krankenkassenverbände auf Bun- 
desebene mit Eurotransplant geschlossen haben, 
bleibt nach § 23 Abs. 2 so lange in Kraft, bis er durch 
einen Vertrag nach Absatz 4 abgelöst oder durch 
eine Rechtsverordnung nach Absatz 6 ersetzt wird. 
Voraussetzung für eine Beauftragung einer ausländi- 
schen Vermittlungsstelle ist, daß die Regelungen die- 
ses Gesetzes von der Vermittlungsstelle eingehalten 
werden. 

Zur Gewährleistung nach Satz 3 hat die Vermitt- 
lungsstelle mit der für die Entnahme oder gegebe- 
nenfalls mit der für die Vermittlung dieser Organe 
zuständigen Einrichtung die Durchführung entspre- 
chender Maßnahmen einschließlich ihrer Dokumen- 
tation in den Begleitpapieren der Organe zu verein- 
baren und die Einhaltung dieser Anforderungen zu 
kontrollieren, wie das innerhalb des Vermittlungsbe- 
reichs von Eurotransplant seit jeher geschieht. Das 
Verfahren ist im Vertrag nach Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 
zu regeln. Das gleiche gilt für das Verfahren zur Ein- 
haltung der Vorschrift des Satzes 2. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift stellt klar, daß auch eine internationale 
Vermittlungsstelle mit der Organvermittlung für das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland betraut wer- 
den kann, wenn dabei die nach dem Entwurf vorge- 
sehenen Vorschriften dieses Gesetzes für die Organ- 
vermittlung beachtet werden. Da die an eine interna- 
tionale Organisation im Ausland weitergegebenen 
Daten dort weder vom Schutzbereich des Bundesda- 
tenschutzgesetzes (BDSG) noch von den daten- 
schutzrechtlichen Vorschriften dieses Gesetzes erfaßt 
werden, legt Satz 2 ausdrücklich fest, daß sicherzu- 
stellen ist, daß die §§13 und 14 sinngemäß auf die 
Datenverarbeitung und -nutzung in einem interna- 
tionalen Datenverbund Anwendung finden. Das be- 
deutet, daß die internationale Stelle sich vertraglich 
verpflichtet, diese Bestimmungen einzuhalten. Nach 
niederländischem Datenschutzrecht (§ 8 Artikel 37 
Abs. 2 des Personenregistrierungsgesetzes) unterhe- 
gen auch nicht-öffentliche Institutionen, wie z. B. die 
Stiftung Eurotransplant, der Aufsicht durch die „Re- 
gistratiekamer 11 . Diese niederländische Behörde hat 
nach § 8 Artikel 45 des Personenregistrierungsgeset- 
zes ähnliche Befugnisse wie der Bundesbeauftragte 
für den Datenschutz in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im öffentlichen Bereich. 
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Zu Absatz 3 

Die Vermittlung ist nach medizinisch begründeten 
Regeln vorzunehmen. Für diese Regeln sind Kriterien 
heranzuziehen, die unter medizinischen Gesichts- 
punkten für die Dringlichkeit der Transplantation 
und ihren Erfolg von Bedeutung sind. In erster Linie 
sind dies für die Dringlichkeit der Gesundheitszu- 
stand des Patienten im Hinblick auf seine verbleiben- 
den Überlebenschancen, für die Erfolgsaussicht die 
Blutgruppe, der HLA-Status (Gewebeverträglich- 
keit), insbesondere bei Nierentransplantationen, so- 
wie Größe und Gewicht des Spenderorgans bei an- 
deren Organen, insbesondere Herz und Leber. Dar- 
über hinaus sind in angemessener Gewichtung wei- 
tere Umstände, die nach medizinischer Beurteilung 
Einfluß auf Dringlichkeit und Erfolg einer Transplan- 
tation haben können, wie z. B. die bereits verstri- 
chene und eine weitere Wartezeit hinsichtlich einge- 
tretener oder absehbarer zusätzlicher gesundheitli- 
cher Belastungen, einzubeziehen. Zu den Vermitt- 
lungsregeln gehören auch Kriterien, nach denen im 
Konfliktfall Dringlichkeit und Erfolgsaussicht gegen- 
einander abzuwägen sind. 

Die Sätze 1 und 2 sind für die Vermittlung von Herz, 
Niere, Leber, Lunge, Bauchspeicheldrüse und Darm 
unmittelbar verbindlich. Die Vorschriften dienen der 
Chancengleichheit nach Maßgabe medizinischer Kri- 
terien und sind zugleich verbindliche Vorgaben für 
die vertragliche Regelung nach Absatz 4 Satz 2 Nr. 3. 
Die Bundesärztekammer kann in Richtlinien nach 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 den Stand der medizinischen 
Wissenschaft für die Regeln zur Organvermittlung 
näher feststellen. Die Richtlinien sind auch im Falle 
der Beauftragung einer ausländischen Vermittlungs- 
stelle heranzuziehen. Die in Satz 3 enthaltene Doku- 
mentationspflicht dient der Transparenz und ermög- 
licht eine Kontrolle der Arbeit der Vermittlungsstelle. 

Zu Absatz 4 
Zu Satz 1 

Die Vorschrift gibt den Verbänden der Beteiligten auf 
Bundesebene und der Vermittlungsstelle den Auf- 
trag, die Aufgaben der Vermittlungsstelle gemein- 
sam privatrechtlich durch Vertrag zu regeln. 

Zu Satz 2 Nr. 1 

Die von den Transplantationszentren gemeldeten Pa- 
tienten und deren medizinische Daten sind nach 
Maßgabe der vertraglichen Regelung in jeweils einer 
Warteliste für die betreffende Transplantation zu füh- 
ren. 

Zu Satz 2 Nr. 2 und 3 

In dem Vertrag ist verbindlich zu regeln, wie die von 
der Koordinierungsstelle mit einer Kenn-Nummer 
gemeldeten Organe zu erfassen und schnellstmög- 
lich nach den Vermittlungsregeln für einen geeigne- 
ten Patienten der nach Nummer 1 geführten Warteli- 
ste zu vermitteln sind. Die Vermittlungsregeln sind 
entsprechend den Vorgaben nach Absatz 3 unter 
Einbeziehung von Richtlinien der Bundesärztekam- 
mer nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 verbindlich zu ver- 


einbaren. Erfolgt die Organvermittlung auf interna- 
tionaler Ebene, ist in dem Vertrag die Gleichbehand- 
lung der Patienten auf den Wartelisten aller an der 
Vermittlung vertraglich beteiligten Transplantations- 
zentren je Staat und im Verhältnis zu den Transplan- 
tationszentren der anderen beteiligten Staaten si- 
cherzustellen. 

Auch die Verfahren zur Einhaltung der zum Schutz 
der Organempfänger erforderlichen Maßnahmen so- 
wie zur Einhaltung der für die Organentnahme gel- 
tenden Rechtsvorschriften sind in dem Vertrag zu re- 
geln. 

Zu Satz 2 Nr. 4 

Angesichts der Knappheit an Spenderorganen muß 
eine Überprüfungsmöglichkeit der Vermittlungsent- 
scheidungen durch eine von den Vertragspartnern 
bestimmte Prüfungskommission vorgesehen werden. 
Diese Überprüfung soll in regelmäßigen zeitlichen 
Abständen erfolgen. Die Kommission wird insbeson- 
dere zu prüfen haben, ob eine Vermittlungsentschei- 
dung im Einzelfall nach den vereinbarten Vermitt- 
lungsregeln und den zugrundehegenden gesetzli- 
chen Bestimmungen erfolgt ist. 

Zu Satz 2 Nr. 5 

Die Regelungsbefugnis umfaßt alle Fragen, die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Beteiligten nach die- 
sem Gesetz erheblich sind. 

Zu Satz 2 Nr. 6 und 8 

Ihrer Überwachungsverpflichtung nach Absatz 5 
Satz 2 können die Vertragspartner nur nachkommen, 
wenn ihnen die Vermittlungsstelle regelmäßig über 
ihre Tätigkeit berichtet. Stellen die Vertragspartner 
Vertragsverletzungen der Vermittlungsstelle fest 
oder erscheint die Vermittlungsstelle aus anderen 
Gründen nicht mehr geeignet, die vertraglichen Re- 
gelungen oder die zugrunde hegenden gesetzlichen 
Bestimmungen zu erfüllen, müssen sie auch die 
Möghchkeit der Kündigung des Vertrages haben. 

Zu Satz 2 Nr. 7 

Die Finanzierung der Aufgaben der Vermittlungs- 
stelle muß vertraglich sichergestellt werden. Dabei 
ist zu regeln, für welche Leistungen die Vermitt- 
lungsstelle von wem eine Aufwandsentschädigung 
erhält. Soweit die Aufwandsentschädigung von der 
Koordinierungsstelle zu zahlen ist, ist dies im Rah- 
men der Finanzierungsregelung nach § 10 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 4 zu berücksichtigen. 

Die Finanzierung steht in Einklang mit § 16 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1. Sie kann auch in pauschalierter Form er- 
folgen. 

Zu Absatz 5 

Der in Satz 1 enthaltene Genehmigungsvorbehalt ist 
Ausfluß der Staatsaufsicht über die Spitzenverbände 
der Krankenkassen. Der Vertrag ist vom Bundesmini- 
sterium für Gesundheit zu genehmigen, wenn er den 
gesetzhchen Anforderungen entspricht. 
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Satz 2 normiert die gesetzliche Verpflichtung der ge- 
nannten Vertragspartner, die Einhaltung der Ver- 
tragsbestimmungen zu überwachen. Die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen unterhegen dabei der 
staatlichen Aufsicht (s. zu § 10 Abs. 3 Satz 2). Sie ha- 
ben daher der Aufsichtsbehörde auf deren Verlangen 
jederzeit über die Einhaltung der Vertragsbestimm- 
ungen Bericht zu erstatten. 

Zu Absatz 6 

Aus Gründen der Rechtssicherheit sind die Vermitt- 
lungsstelle und ihre Aufgaben nach Ablauf der ge- 
nannten Frist durch Rechtsverordnung zu bestim- 
men. 

Zu § 12 (Meldungen, Begleitpapiere) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift verlangt aus Datenschutzgründen die 
Verschlüsselung der personenbezogenen Daten des 
Organspenders durch Bildung einer Kenn-Nummer 
für jedes Spenderorgan. Angaben zu Geschlecht, Al- 
ter und Krankheitssymptomen des Organspenders 
sind zulässig, wenn dadurch eine Identifizierung des 
Organspenders nicht ermöglicht wird. Die Kenn- 
Nummer wird Bestandteü der Begleitpapiere des Or- 
gans und ermöglicht der Koordinierungsstelle erfor- 
derlichenfalls einen Rückschluß auf die Person des 
Organspenders. Die Koordinierungsstelle stimmt die 
Einzelheiten des Verfahrens mit den Transplantati- 
onszentren ab. Die Vorschrift geht davon aus, daß die 
Koordinierungsstelle die notwendigen regionalen 
Untergliederungen für eine schnelle Zusammenar- 
beit mit den Transplantationszentren entsprechend 
den hierzu im Vertrag nach § 10 Abs. 2 getroffenen 
Regelungen aufweist. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift regelt die Zulässigkeit der Zusammen- 
führung verschlüsselter Daten. Die Zusammenfüh- 
rung wird in der Regel durch die Koordinierungsstel- 
le in Zusammenarbeit mit den Transplantationszen- 
tren erfolgen, in denen Organe des betroffenen 
Spenders übertragen worden sind. Verstöße gegen 
die Vorschrift sind unter Strafe gestellt (§18 Abs. 2). 

Zu Absatz 3 

Die Meldung nach Satz 1 hat unverzüglich zu erfol- 
gen, nachdem alle für die Beurteilung der Indikation 
erforderlichen Informationen zur Verfügung stehen 
und der Patient eingewilligt hat. Sie schließt die Ver- 
pflichtung ein zu klären, ob eine Organtransplanta- 
tion medizinisch angezeigt ist, und hat wesentliche 
Bedeutung für die Wahrung der Chancengleichheit 
der Patienten, ein geeignetes Spenderorgan zu erhal- 
ten, sobald ein solches verfügbar ist. Dies zeigt sich 
besonders bei den Dialysepatienten. Ende 1995 stan- 
den von den auf rd. 45 000 geschätzten Dialysepa- 
tienten in Deutschland nur 9 469 auf den Wartelisten 
für eine Nierentransplantation, obwohl nach dem 
Stand der medizinischen Erkenntnisse bei wesentlich 
mehr Dialysepatienten eine Nierentransplantation 
aus medizinischer Sicht grundsätzlich in Betracht 


kommt. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
nach ärztlicher Erfahrung etwa 10 % dieser Patienten 
eine Nierentransplantation trotzdem ablehnen. Satz 2 
stellt klar, daß die Verpflichtung nach Satz 1 unab- 
hängig davon besteht, ob eine Ersatztherapie, wie 
etwa die Dialyse bei Nierenversagen, möglich ist und 
durchgeführt wird. 

Die Vorschrift verlangt für die Meldungen nach den 
Sätzen 1 und 3 im Hinblick auf § 4 Abs. 1 BDSG je- 
weils die ausdrückliche Einwilligung des Patienten 
in die Speicherung und Übermittlung seiner perso- 
nenbezogenen Daten an das Transplantationszen- 
trum und die Vermittlungsstelle. Der Patient ist nach 
Satz 4 vorher darüber zu informieren, an welche Stel- 
len seine Daten übermittelt werden sollen, damit er 
vorher weiß, welchen Übermittlungen er zustimmen 
soll. Der Patient kann beide Einwilligungen auch zu- 
sammen in einer Erklärung geben, da die Meldung 
an das Transplantationszentrum mit der Aufnahme in 
die Warteliste als Voraussetzung zugleich die Mel- 
dung an die Vermittlungsstelle bezweckt, damit ein 
geeignetes Spenderorgan vermittelt werden kann. 

Zu § 13 (Datenschutz) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift sieht bei Beauftragung einer nicht-öf- 
fentlichen Stelle anlaßunabhängige Kontrollmöglich- 
keiten der nach § 38 BDSG zuständigen Aufsichtsbe- 
hörde vor. 

Zu Absatz 2 

Aus datenschutzrechtlichen Gründen dürfen die An- 
gehörigen eines Organspenders den Namen des Or- 
ganempfängers nicht erfahren, ebenso der Organ- 
empfänger nicht den Namen des Organspenders. 
Deshalb verpflichtet das Gesetz die an der Mitteilung 
und Übermittlung nach § 10 Abs. 4 sowie die an der 
Entnahme, Vermittlung oder Übertragung der Or- 
gane beteiligten Personen dazu, die Identität von 
Spender und Empfänger geheimzuhalten, d. h. ge- 
genüber Dritten nicht zu offenbaren. Verstöße dage- 
gen sind unter Strafe gestellt (§ 18 Abs. 3). Die Rege- 
lung läßt bei Organen Verstorbener im Einzelfall An- 
gaben zu Geschlecht, Alter und Todesursache des Or- 
ganspenders sowie Angaben zu Geschlecht und Alter 
des Organempfängers zu, wenn dadurch eine Identi- 
fizierung des Organspenders oder des Organempfän- 
gers nicht ermöglicht wird. Auch die personenbezo- 
genen Daten der nach § 3 Abs. 2 oder § 4 zu unterrich- 
tenden Personen unterliegen der Geheimhaltung. Die 
Pfücht zur Geheimhaltung besteht bei der Entnahme 
von Organen lebender Personen nach § 7 nicht, so- 
weit die personenbezogenen Daten des Organspen- 
ders und des Organempfängers diesen beiden be- 
kannt sind. Satz 3 sieht für die nach diesem Gesetz er- 
hobenen Daten eine strikte Zweckbindung vor. 

Zu § 14 (Aufbewahrungs- und Löschungsfristen) 

Die Regelung dient der Rechtssicherheit und Trans- 
parenz sowie der Ermittlung der Ursache möglicher 
Krankheitsübertragungen unter Berücksichtigung 
auch langer Inkubationszeiten wie z. B. bei AIDS. Sie 
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gilt auch für Mehrausfertigungen, Ablichtungen oder 
Abschriften der genannten Aufzeichnungen und Do- 
kumentationen einschließlich der Meldung und der 
Begleitpapiere nach § 12 Abs. 1 Satz 4. Nach Ablauf 
der vorgesehenen Frist sind die personenbezogenen 
Daten der Aufzeichnungen und Dokumentationen 
innerhalb eines Jahres zu vernichten bzw. zu lö- 
schen, soweit sie in Dateien gespeichert sind. 

Zu § 15 (Richtlinien zum Stand der medizinischen 
Wissenschaft) 

Zu Absatz 1 

Zu Satz 1 

Die Feststellung des Standes der medizinischen Wis- 
senschaft ist in erster Linie Aufgabe der medizini- 
schen Fachwelt. Daher stellt Satz 1 klar, daß die Bun- 
desärztekammer für bestimmte, nach dem Entwurf 
maßgebliche Regeln, Beurteilungen und Anforde- 
rungen den Stand der medizinischen Wissenschaft in 
Richtlinien feststellen kann. Die Aufzählung ist ent- 
sprechend dem Hinweischarakter der Bestimmung 
nicht abschließend. 

Zu Satz 1 Nr. 1 

Diese Richtlinien umfassen die diagnostischen Krite- 
rien und entsprechenden medizinischen und medi- 
zintechnischen Untersuchungsverfahren zum Nach- 
weis des endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls der 
gesamten Himfunktion und des endgültigen, nicht 
behebbaren Stillstands von Herz und Kreislauf. Hier- 
zu gehören z. B. auch Angaben zur Anwendung die- 
ser Verfahren in zeitlicher Hinsicht sowie zur erfor- 
derlichen Qualifikation der untersuchenden Ärzte. 

Die für den Nachweis des endgültigen, nicht beheb- 
baren Ausfalls der gesamten Himfunktion geltenden 
Kriterien und Untersuchungsverfahren einschließlich 
der Anforderungen an die Qualifikation der untersu- 
chenden Ärzte sowie an die Dokumentation des Un- 
tersuchungsergebnisses sind bereits seit 1982 in Stel- 
lungnahmen des Wissenschaftlichen Beirats der Bun- 
desärztekammer veröff entlieht und fortgeschrieben 
worden (vgl. zuletzt die Stellungnahme des Wissen- 
schaftlichen Beirats der Bundesärztekammer zum 
endgültigen Ausfall der gesamten Himfunktion 
[ „ Himtod " ] als sicheres Todeszeichen, Deutsches 
Ärzteblatt 90, Heft 44 vom 5. November 1993, 
S.B 2177 bis 2179). 

Zu Satz 1 Nr. 2 

Diese Richtlinien umfassen die Kriterien und, soweit 
erforderlich, Untersuchungsverfahren für eine erste 
Beurteilung nach Eintritt des endgültigen, nicht be- 
hebbaren Ausfalls der gesamten Himfunktion, ob 
aus medizinischer Sicht eine Spende von Herz, Nie- 
re, Leber, Lunge, Bauchspeicheldrüse oder Darm in 
Betracht kommt und ob medizinische Maßnahmen 
zur Erhaltung der Transplantierfähigkeit dieser Or- 
gane für eine gewisse Zeit möglich sind, um während 
dieser Zeit die Zulässigkeit einer vorgesehenen Or- 
ganentnahme zu klären. Eine Organspende kommt 
zum Beispiel wegen einer möglichen Übertragungs- 
gefahr nicht in Betracht, wenn bei einem Patienten 


eine für den Organempfänger gefährliche Infektions- 
krankheit oder andere Krankheit (z. B. Krebs) festge- 
stellt worden ist. 

Zu Satz 1 Nr. 3 

Diese Richtlinien umfassen im Hinblick auf die nach 
§ 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 zu vereinbarende Regelung 
die Anforderungen an die genannten Maßnahmen. 
Die Bundesärztekammer hat eine Ständige Kommis- 
sion Organtransplantation berufen, der Sachverstän- 
dige und Vertreter aus dem Kreis der beteiligten Wis- 
senschaften, Behörden, Organisationen und Verbän- 
de angehören. Der Aufgabenbereich der Kommission 
erstreckt sich auch auf eine Erarbeitung dieser Richt- 
linien. 

Die Anforderungen an die Dokumentation der getrof- 
fenen Maßnahmen müssen für jedes Organ eine 
Rückverfolgbarkeit, mit der der Herkunftsnachweis 
geführt und der Spender identifiziert werden kann, 
ferner die Angabe der im Einzelfall durchgeführten 
Maßnahmen sowie die Erfassung von dabei festge- 
stellten Krankheiten des Organspenders für eine epi- 
demiologische Spenderstatistik gewährleisten. 

Zu Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a 

Die Richtlinien zu diesem Regelungsbereich umfas- 
sen die klinischen, apparativen und laborchemischen 
Untersuchungen zur Eignung der Spender und der 
entnommenen Organe, insbesondere die Untersu- 
chungen zur Ge webe Verträglichkeit einschließlich 
der Feststellung einer etwa durchgeführten somati- 
schen Gentherapie sowie zur Verhütung der Übertra- 
gung von Krankheiten durch die Transplantation. Zu 
den medizinischen Anforderungen an diese Untersu- 
chungen gehören auch die Qualifikation der untersu- 
chenden Personen und Anforderungen an die sachli- 
che Ausstattung der Untersuchungseinrichtungen. 

Die Untersuchungen, die heute in Deutschland übli- 
cherweise durchgeführt werden, um die Eignung für 
eine Transplantation zu prüfen, sind durch die Ver- 
wendung der Spenderformulare von Eurotransplant 
vorgegeben und beruhen teilweise auf zusätzlichen 
Empfehlungen der Deutschen Stiftung Organtrans- 
plantation oder zusätzlichen eigenen Festlegungen 
der Transplantationszentren. Sie beinhalten die nach 
dem Stand der medizinischen Wissenschaft gegebe- 
nen und in der bis zur Organübertragung jeweüs ver- 
fügbaren Zeit durchführbaren klinischen, apparati- 
ven und laborchemischen Untersuchungen, um ge- 
fährliche Infektionen (z. B. mit HIV, Hepatitis B- und 
Hepatitis C-Viren, Cytomegalie-Viren) oder andere 
Erkrankungen (z. B. Krebs) so weit als derzeit mög- 
lich festzustellen sowie die Blutgruppe und die Ge- 
webeverträglichkeit anhand bestimmter Test-Ergeb- 
nisse (z. B. Typisierung der HL A- Antigene, Klärung 
des Immunisierungsgrades) zu ermitteln. Über die 
Eignung eines Spenderorgans für die vorgesehene 
Übertragung wird letztlich von dem Transplanta- 
tionszentrum entschieden, das die Übertragung vor- 
nehmen soll. Es bestehen keine allgemein verbindli- 
chen Regelungen über Indikationen und Kontraindi- 
kationen für die Akzeptanz eines Organs. 
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Zu Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b 

Die Richtlinien zu diesem Regelungsbereich umfas- 
sen die medizinischen Anforderungen an die ge- 
nannten Maßnahmen, soweit diese erforderlich sind, 
um die Organe sachgerecht zu entnehmen und bis 
zur Transplantation - oder bis zu einer pharmazeuti- 
schen Aufbereitung und Aufbewahrung vor einer 
Transplantation - in einer dafür geeigneten Beschaf- 
fenheit zu erhalten. Dazu gehören z. B. auch Anfor- 
derungen an die Verwendung geeigneter Konservie- 
rungslösungen. Für die pharmazeutische Aufberei- 
tung und Aufbewahrung gelten die arzneimittel- 
rechtlichen Anforderungen. Für Organe, die nach 
§ 20 Nr. 1 vom Arzneimittelbegriff oder nach § 20 
Nr. 2 vom Anwendungsbereich des Arzneimittelge- 
setzes ausgenommen sind, umfassen die Richtlinien 
auch eine erforderliche Aufbereitung und Aufbe- 
wahrung vor der Übertragung. 

Zu Satz 1 Nr. 4 

Diese Richtlinien umfassen im Hinblick auf die nach 
§11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 zu vereinbarende Regelung 
die medizinischen Kriterien und Verfahrensregeln 
zur Organvermittlung im Rahmen der allgemeinen 
Vorgaben des § 11 Abs. 3 Satz 1. Auf die Begründung 
zu dieser Vorschrift wird verwiesen. Der Aufgaben- 
bereich der Ständigen Kommission Organtransplan- 
tation der Bundesärztekammer erstreckt sich auch 
auf eine Erarbeitung dieser Richtlinien. Sie werden 
insbesondere im Rahmen der Fortschreibung der im 
Vermittlungsbereich von Eurotransplant geltenden 
Allokationsregeln für Spenderorgane in Betracht 
kommen. 

Zu Satz 1 Nr. 5 

Diese Richtlinien umfassen die allgemeinen Anforde- 
rungen an Quahtätssicherungsmaßnahmen im Be- 
reich der Tätigkeiten nach § 1 Abs. 1 Satz 1, vor allem 
im Zusammenhang mit den Richtlinien nach den 
Nummern 1 und 3. Dies schließt auch die Bestim- 
mung medizinischer Anforderungen an diese Maß- 
nahmen ein. Die Vorschriften des Fünften Buches So- 
zialgesetzbuch (insbesondere die §§ 135 bis 137) 
über Maßnahmen zur Qualitätssicherung in der me- 
dizinischen Versorgung bleiben unberührt. 

Zu Satz 2 

Die Vorschrift soll die Wirkung von Richtlinien der 
Bundesärztekammer als Entscheidungshilfen im Hin- 
blick auf die Verpflichtung des Arztes zur gewissen- 
haften Berufsausübung (§ 1 Abs. 3 der Muster-Be- 
rufsordnung für die deutschen Ärzte, Deutsches 
Ärzteblatt 93, Heft 7 vom 16. Februar 1996, S. B 327 
bis 333) verdeutlichen. Es güt die im Einzelfall wider- 
legbare Vermutung, daß bei Beachtung der Richt- 
linien der Stand der medizinischen Wissenschaft ein- 
gehalten ist. 

Zu Absatz 2 

Die Bestimmung soll im Hinblick auf die Vermu- 
tungswirkung der Richtlinien einer objektiven Fest- 
stellung des Standes der medizinischen Wissenschaft 


dienen und dabei möglichen Interessenkollisionen 
entgegenwirken. 

Zu § 16 (Verbot des Organhandels) 

Zu Absatz 1 
Zu Satz 1 

Im Hinblick auf den derzeitigen Mangel an geeigne- 
ten Spenderorganen wächst die Versuchung, aus ei- 
gensüchtigen wirtschaftlichen Motiven die gesund- 
heitliche Notlage lebensgefährlich Erkrankter in be- 
sonders verwerflicher Weise auszunutzen. Satz 1 be- 
gegnet dieser Gefahr, indem er - als Voraussetzung 
für eine Strafbarkeit nach § 17 - normiert, daß der ge- 
winnorientierte Umgang mit menschlichen Organen 
verboten ist. Gleichzeitig sollen damit auch finan- 
zielle Anreize an potentielle Lebendspender, ihre 
Gesundheit um wirtschaftlicher Vorteile willen zu be- 
einträchtigen, unterbunden werden. Schutzobjekt ist 
neben der körperlichen Integrität des Lebenden auch 
die durch Artikel 1 Abs. 1 GG garantierte Menschen- 
würde, die über den Tod hinaus Schutzwirkung ent- 
faltet, und das Pietätsgefühl der Allgemeinheit. Die 
Garantie der Menschenwürde wird verletzt, wenn 
der Mensch ßzw. seine sterblichen Reste zum Objekt 
finanzieller Interessen werden. Sowohl der Verkauf 
von Organen als auch Organspenden gegen Entgelt 
sind daher mit der Schutzgarantie des Artikels 1 
Abs. 1 GG nicht vereinbar. 

Erfaßt werden gemäß der Legaldefinition des § 1 
Abs. 1 alle Organe, Organteile und Gewebe, die Ver- 
storbenen oder Lebenden entnommen wurden oder 
bereits vor ihrer Entnahme Gegenstand eines Han- 
deltreibens sind. Nicht erfaßt werden die nach § 1 
Abs. 2 vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausge- 
nommenen Körpersubstanzen. 

Gegenstand der Regelung nach Absatz 1 ist nur das 
Handeltreiben mit Körpersubstanzen, die einer Heil- 
behandlung zu dienen bestimmt sind. Darunter fällt 
insbesondere eine zu diesem Zweck erfolgende 
Übertragung der Organe auf andere Menschen. Da- 
mit unterfallen andere Zweckbestimmungen nicht 
der Regelung. Dies entspricht dem Schutzzweck der 
Norm, wonach primär der wucherischen Ausbeutung 
gesundheitlicher Notlagen entgegengewirkt werden 
soll. Die Vorschrift erfaßt z. B. auch die Abgabe von 
Organen, Organteilen und Geweben an pharmazeu- 
tische Unternehmer zum Zweck der Herstellung von 
Arzneimitteln. 

Nicht erfaßt wird die Abgabe von Körpersubstanzen 
zu anderen Zwecken, z. B. zur Feststellung der To- 
desursache, zu Ausbildungs- oder Forschungszwek- 
ken. Insoweit muß eine Verbotsregelung dem Lan- 
desrecht Vorbehalten bleiben. 

Tätigkeit nach Satz 1 ist das Handeltreiben mit den 
bezeichneten Körpersubstanzen. Zur Auslegung des 
Begriffs kann auf die umfangreiche Rechtsprechung 
des Reichsgerichtes (vgl. RGSt 53, S. 310ff., 313, 316; 
51, S. 379 ff., 380; 52, S. 169ff., 170) und des Bundes- 
gerichtshofes (BGHSt 6, S. 246ff., 247) zurückgegrif- 
fen werden, die der Gesetzgeber im Betäubungsmit- 
telgesetz aufgegriffen hat und die seither eine weite- 
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re Differenzierung erfahren hat (vgl. BGHSt 25, 
S. 290 ff., 291; 28, S. 308ff., 309; 29, S. 239ff., 240). 
Danach ist unter Handeltreiben jede eigennützige, 
auf Güterumsatz gerichtete Tätigkeit zu verstehen, 
selbst wenn es sich nur um eine gelegentliche, ein- 
malige oder vermittelnde Tätigkeit handelt. Typi- 
scherweise wird damit die gewerbliche Organver- 
mittlung erfaßt. Hingegen ist es nicht erforderlich, 
daß die Tätigkeit von Erfolg begleitet ist, daß sie mit- 
hin das Ziel, Organe, Organteile oder Gewebe umzu- 
setzen, erreicht und durch sie wirklich Körpersub- 
stanzen in die Hand eines anderen gebracht werden 
(vgl. RGSt 53, S. 310ff.). Insbesondere ist nicht nur 
der Kauf zum Zweck des Weiterverkaufs erfaßt; be- 
reits der Abschluß eines schuldrechtlichen Verpflich- 
tungsgeschäftes über Organe, Organteile oder Ge- 
webe, Verhandlungen vor Vertragsabschluß, Ver- 
kaufsangebote, selbst ernsthafte, wenngleich miß- 
lungene Ankaufsbemühungen in Weiterveräuße- 
rungsabsicht sind auf Umsatz gerichtet und stellen 
vollendetes Handeltreiben dar. Gleiches güt für die 
eigennützige Förderung fremder Umsatzgeschäfte. 

Fehlt es hingegen am Ziel der Umsatzförderung, in- 
sofern als z. B. ein Kranker Körpersubstanzen ledig- 
lich zur Übertragung auf ihn selbst erwirbt, hegt ei- 
genes Handeltreiben bei ihm nicht vor. Der im Betäu- 
bungsmittelrecht pönalisierte Erwerb für den Eigen- 
bedarf bleibt vorwiegend tatbestandslos. Dies ent- 
spricht der ratio legis, wonach das Verbot gerade 
auch dem Schutz des Organempfängers vor wucheri- 
scher Ausbeutung seiner gesundheitlichen Notlage 
durch andere dient. Schließlich wird damit auch der 
notstandsähnlichen Situation des Empfängers, für 
den die Transplantation häufig die einzige Möglich- 
keit zur Lebensrettung darstellt, Rechnung getragen. 

Zu Satz 2 Nr. 1 

Nummer 1 stellt klar, daß derjenige nicht eigennützig 
handelt, der im Rahmen dieser Tätigkeiten ein Ent- 
gelt gewährt oder annimmt, das den angemessenen 
Ersatz für die zur Erreichung des Ziels der Heilbe- 
handlung gebotenen Maßnahmen nicht übersteigt. 
Dies schließt ein Entgelt für das Organ, Organteü 
oder Gewebe selbst aus, nicht jedoch eine angemes- 
sene Vergütung für die in diesem Rahmen durchzu- 
führenden Tätigkeiten, wie z. B. Klärung der Voraus- 
setzungen für eine Entnahme nach den §§ 3, 4 oder 
§ 7, Nachweis des endgültigen, nicht behebbaren 
Ausfalls der gesamten Himfunktion oder des endgül- 
tigen, nicht behebbaren Stillstands von Herz und 
Kreislauf nach § 5, Durchführung der in § 15 genann- 
ten Maßnahmen, Vermittlung nach § 11, ärztliche, 
pflegerische und sonstige Leistungen im Zusammen- 
hang mit der Organentnahme oder -Übertragung ein- 
schließlich deren Vorbereitung. Die Vorschrift gilt für 
die in § 8 Satz 1 genannten Organe, die nach § 20 
Nr. 1 keine Arzneimittel mehr sind, ebenso wie für 
Arzneimittel, die zwar aus oder unter Verwendung 
von Organen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 herge- 
stellt sind, aber nicht die weiteren in Nummer 2 ge- 
nannten Voraussetzungen erfüllen. Darunter fallen 
z. B. Knochentransplantate, die für einen einzelnen 
Patienten im Rahmen der ärztlichen Behandlung 
nach Maß angefertigt werden, Zellisolate aus Gewe- 


be der Beischilddrüsen (Epithelkörperchen) und 
Knochengelenke. 

Der Begriff des Entgelts umfaßt jeden Vermögens- 
werten Vorteil. Angemessen sind insbesondere die 
üblichen Vergütungen, wie sie z. B. in den Vereinba- 
rungen mit Leistungsträgem im Sinne des § 16 des 
Ersten Buches Sozialgesetzbuch oder durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung oder in aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen getroffenen Vereinbarungen festge- 
setzt sind. Eine Pauschalierung dieser Vergütungen 
ist zulässig. 

Der Ersatz der unmittelbar mit der Organentnahme 
bei einem Lebenden entstandenen Aufwendungen 
des Lebendspenders stellt ebenfalls keine Tathand- 
lung im Sinne des Satzes 1 dar; denn bei der bloßen 
Geltendmachung der dem Lebendspender im Rah- 
men der Organentnahme persönlich entstandenen 
Aufwendungen, beispielsweise des Verdienstausfalls 
oder auch der Fahrt- oder Unterbringungskosten, ist 
ein Handeltreiben bereits begrifflich nicht gegeben. 
Auch der Ausgleich derjenigen Kosten, die im Ein- 
zelfall für eine angemessene Absicherung einer 
durch die Organentnahme bedingten Erhöhung des 
Risikos des Spenders, berufsunfähig zu werden, an- 
fallen können, stellt für ihn keinerlei wirtschaftlichen 
Vorteü dar und vermag insofern Eigennützigkeit und 
damit strafbaren Organhandel nicht zu begründen. 

Zu Satz 2 Nr. 2 

Die Vorschrift stellt auf die formalen arzneimittel- 
rechtlichen Kriterien der Zulassungs- oder Registrier- 
ungspflicht ab. Vom Handelsverbot sind damit dieje- 
nigen aus oder unter Verwendung von Organen her- 
gestellten Arzneimittel ausgenommen, die vor dem 
Inverkehrbringen auf Qualität, Wirksamkeit und Un- 
bedenklichkeit behördlich überprüft werden müssen 
(§§ 21 und 38 ff. AMG; § 1 der Verordnung über ra- 
dioaktive oder mit ionisierenden Strahlen behandelte 
Arzneimittel) oder im Hinblick auf diese Anforderun- 
gen bestimmten Vorschriften einer Rechtsverord- 
nung genügen müssen (Standardzulassungen, Stan- 
dardregistrierungen nach den §§ 36, 39 AMG). Dar- 
unter fallen z. B. Präparate aus harter Hirnhaut (dura 
mater) ebenso wie Augenhomhaut-, Oberflächen- 
haut-, Faszien- und Knochenpräparate. Diese Ab- 
grenzung trägt auch dem Umstand Rechnung, daß 
bestimmte menschliche Gewebe, wie z. B. Dura-ma- 
ter- Präparate, als zugelassene Arzneimittel nach den 
Vorschriften des Arzneimittelgesetzes in den Verkehr 
gebracht und entgeltlich abgegeben werden dürfen. 

Zu Absatz 2 

Mit dem Verbot, Organe, die Gegenstand verbotenen 
Handeltreibens sind, zu entnehmen oder zu übertra- 
gen, soll bereits die mittelbare Förderung des Organ- 
handels unterbunden werden. Auch der Arzt, der 
ohne Eigennutz, aber in Kenntnis eines involvierten 
Organhandels Organe entnimmt oder auf einen an- 
deren überträgt, leistet einen wesentlichen Beitrag 
zur Kommerzialisierung der Organe Verstorbener 
oder Lebender; denn ohne Entnahme oder Übertra- 
gung könnte der kommerzielle Organhandel letztlich 
nicht verwirklicht werden. 
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Zu § 17 (Organhandel) 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer mit den dort 
bezeichneten Körpersubstanzen entgegen dem Ver- 
bot des § 16 Abs. 1 Handel treibt. 

Taugliches Tatobjekt sind menschliche Organe, Or- 
ganteile und Gewebe, soweit sie einer Heilbehand- 
lung zu dienen bestimmt sind (vgl. § 16 Abs. 1 Satz 1). 
Behördlich zugelassene oder registrierte oder durch 
Rechtsverordnung von der Zulassung oder Registrie- 
rung freigestellte Arzneimittel, mögen sie auch Stoffe 
menschlicher Herkunft enthalten, sind nach § 16 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 als Tatobjekt ausgeschlossen. 

Tathandlung nach Absatz 1 ist das Handeltreiben mit 
den genannten Organen. Zur Auslegung des Begriffs 
wird auf die Ausführungen zu § 16 Abs. 1 Satz 1 ver- 
wiesen. Dagegen trifft das Unwerturteü all jene Fälle 
nicht, in denen ein angemessenes Entgelt für die in 
§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 genannten Maßnahmen ge- 
währt oder angenommen wird. Der Kranke, der Kör- 
persubstanzen lediglich zur Übertragung auf sich 
selbst erwirbt, treibt keinen Handel im Sinne des § 16 
Abs. 1. Eine denkbare Teilnahme des Transplantat- 
empfängers am Handeltreiben eines anderen kann 
über die Rechtsfigur der notwendigen Teilnahme 
ausgeschlossen sein, soweit er nur das tut, was zur 
Verwirklichung des Delikts des Handeltreibens 
durch den anderen begrifflich notwendig ist. Leistet 
der Transplantatempfänger aber einen darüber hin- 
ausgehenden Tatbeitrag, kommt eine Bestrafung we- 
gen Anstiftung oder Beihilfe in Betracht. Diese straf- 
bare Teilnahme kann bei Würdigung des Einzelfalles 
gemäß § 34 StGB gerechtfertigt oder nach § 35 StGB 
entschuldigt sein. Für danach verbleibende Fälle der 
strafbaren Teilnahme, etwa im Falle vorsätzlicher Be- 
teiligung an der Ausnutzung der wirtschaftlichen 
Notlage eines Spenders trotz zumutbaren Zuwartens 
des Empfängers, entfällt auch für diesen nicht jegli- 
ches Strafbarkeitsrisiko. Dies gilt im Hinbück auf § 22 
auch dann, wenn ein deutscher Transplantatempfän- 
ger im Ausland einen über die notwendige Teil- 
nahme hinausgehenden Tatbeitrag leistet. 

Dieselbe Strafdrohung wie für den Händler ist für 
denjenigen vorgesehen, der zwar seinerseits ohne Ei- 
gennutz, jedoch in Kenntnis eines involvierten Or- 
ganhandels Organe explantiert oder auf einen ande- 
ren überträgt. Insoweit erscheint es gerechtfertigt, 
als Täter und nicht nur als Teilnehmer auch den Arzt 
zu erfassen, der, ohne selbst Handel zu treiben, 
durch seinen imverzichtbaren Beitrag zur Transplan- 
tation die Kommerziaüsierung der Organtransplanta- 
tion unterstützt. Damit soll bereits die mittelbare För- 
derung des Organhandels unterbunden werden. Da- 
neben wird auch der besondere Unwert eines sol- 
chen ärztlichen Verhaltens eigens hervorgehoben. 

Der Strafrahmen entspricht innerhalb des bestehen- 
den Sanktionssystems dem Schweregrad der in § 16 
umschriebenen Handlungen. Insbesondere gestattet 
er, die den unterschiedüchen Ausprägungen des 
Handeltreibens jeweils angemessene Sanktion zu 
finden. So wird etwa die an reinem Gewinninteresse 


orientierte Organvermittlung anders zu bewerten 
sein als eine eigennützige und damit ebenfalls tatbe- 
standsmäßige Orcjanspende oder die uneigennützige 
Entnahme oder Übertragung eines Organs, das Ge- 
genstand verbotenen Handeltreibens ist. Auch derar- 
tige Handlungen entbehren der ethischen Rechtferti- 
gung, die der Organspende innewohnt. Ihre gene- 
relle Privilegierung verbietet sich daher. Gleichwohl 
erscheint es im Einzelfall erforderüch, bei der Straf- 
zumessung die typische Motivationslage dieses Tä- 
terkreises, der häufig eigene wirtschaftiiche Not oder 
auch gesundheitliches Leid eines schwerkranken 
Menschen abwenden will, gleichermaßen zu berück- 
sichtigen wie etwa gesundheitliche Beeinträchtigun- 
gen infolge der Entnahme bei einem Lebenden, der 
für die Explantation seines Organs eine über das an- 
gemessene Entgelt nach § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 hin- 
ausgehende Vergütung verlangt oder erhält. In ge- 
eigneten Fällen mag hier ein Absehen von Strafe 
nach der Vorschrift des § 60 StGB angezeigt sein. Im 
übrigen ermögücht der Strafrahmen für diese Kon- 
stellationen ebenso hinreichende Flexibüität bei der 
Strafzumessung wie für den Fall der strafbaren Teil- 
nahme am Organhandel durch den Transplantatemp- 
fänger. Soweit bei besonderen Fallgestaltungen ein 
Strafbedürfnis nicht zu erkennen ist, bieten auch die 
erweiterten Einstellungsmögüchkeiten nach den 
§§ 153 ff. StPO die geeignete Handhabe. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt den Versuch unter Strafe. Da die 
Rechtsprechung den Begriff des Handeltreibens weit 
auslegt, wird allerdings in der Regel bereits ein voll- 
endetes Deükt anzunehmen sein. 


Zu § 18 (Weitere Strafvorschriften) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung sieht eine Strafbewehrung bei Verstö- 
ßen gegen bestimmte Vorschriften der §§ 3 und 4 vor. 
Damit soll insbesondere das Selbstbestimmungsrecht 
der als Organspender in Betracht kommenden Perso- 
nen und das subsidiäre Recht anderer Personen, über 
eine Organentnahme zu entscheiden, besonders ge- 
schützt werden. Ferner bedürfen auch Verstöße ge- 
gen die Bestimmungen zum Nachweis des endgülti- 
gen, nicht behebbaren Ausfalls der gesamten Him- 
funktion oder des endgültigen, nicht behebbaren 
Stillstands von Herz und Kreislauf als Voraussetzung 
für eine Organentnahme (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
i. V. mit § 5 Abs. 1) einer strafrechtlichen Bewehrung. 

Zu Absatz 2 

Durch die Regelung werden die strafrechtlichen Un- 
rechtscharakter tragenden Verstöße gegen die ge- 
nannten Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 für eine Or- 
ganentnahme bei lebenden Personen strafbewehrt. 
Soweit die aus den Zulässigkeitsvoraussetzungen 
nach § 7 Abs. 1 folgenden Verbote die Befugnis des 
Spenders einschränken, in eine Verletzung seiner 
körperiichen Integrität einzuwilügen, kann ein Ver- 
stoß gegen § 7 Abs. 1 auch als Körperverletzung 
strafbar sein. 
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Zu Absatz 3 

Die subsidiäre Vorschrift zur strafrechtlichen Ahn- 
dung von Verstößen gegen die Geheimhaltungs- 
pflichten nach § 12 Abs. 2 und § 13 Abs. 2 ist im Hin- 
blick auf die nicht umfassende Strafbewehrung des 
§ 203 StGB erforderlich. So ist insbesondere in Recht- 
sprechung und Literatur nicht geklärt, ob das Ver- 
waltungspersonal in Krankenhäusern, das in der Re- 
gel bei einer Meldung und ihrer Vorbereitung nach 
§ 12 Abs. 1 beteiligt ist, als ärztliches Hilfspersonal 
im Sinne des § 203 Abs. 3 StGB zu qualifizieren ist. 
Das gleiche gilt für Verwaltungspersonal, das mit 
Aufgaben der Organentnahme nach § 10 oder der 
Organvermittlung nach § 11 befaßt ist. Insoweit kann 
eine Strafbarkeitslücke nicht hingenommen werden. 

Zu den Absätzen 4 und 6 

Die Beschränkung der Strafbarkeit des Versuchs in 
Absatz 4 auf die Fälle der Absätze 1 und 2 sowie das 
Antragserfordemis nach Absatz 6 stehen in Einklang 
mit der Rechtssystematik der §§ 203 ff. StGB. 

Zu § 19 (Bußgeldvorschriften) 

Die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten Zuwiderhand- 
lungen bedürfen der Bußgeldbewehrung. Eine Buß- 
geldbewehrung reicht insoweit aus, zumal diese Ver- 
stöße in der Regel zusätzlich eine Verletzung ärztli- 
cher Berufspflichten darstellen, für die beruf sgericht- 
liche Maßnahmen nach den Heilberufs ge setzen der 
Länder in Betracht kommen. 

Zu § 20 (Änderung des Arzneimittelgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Durch die Ergänzung des § 2 Abs. 3 AMG werden 
die lebenswichtigen Organe Herz, Niere, Leber, Lun- 
ge, Bauchspeicheldrüse und Darm, die zur Übertra- 
gung auf andere Menschen bestimmt sind, aus dem 
Arzneimittelbegriff und damit aus dem Anwen- 
dungsbereich des Arzneimittelgesetzes herausge- 
nommen. Der Umgang mit diesen Organen von der 
Entnahme bis zur Übertragung auf andere Menschen 
wird der ärztlichen Leistung „Transplantation" zuge- 
rechnet und durch das Transplantationsgesetz ab- 
schließend geregelt. Dies gilt auch für die von § 8 
Satz 1 umfaßten Teile dieser Organe (s. die Begrün- 
dung zu dieser Vorschrift). Alle anderen Organe, Or- 
ganteile und Gewebe unterüegen weiterhin dem 
Arzneimittelbegriff. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Die Vorschrift nimmt auch Organe, Organteile und 
Gewebe, die von Nummer 1 nicht erfaßt werden und 
deshalb weiterhin unter den Arzneimittelbegriff fal- 
len, jedoch ebenso zur Übertragung auf andere Men- 
schen bestimmt sind, vom Anwendungsbereich des 
Arzneimittelgesetzes aus. Der Umgang mit diesen 
Organen, Organteilen und Geweben von der Ent- 
nahme bis zur Übertragung wird aus Gründen der 
Gleichbehandlung ebenfalls der ärztlichen Leistung 
„Transplantation" zugerechnet, wenn die Entnahme 
und alle weiteren Maßnahmen zum Zwecke der 
Übertragung einschließlich der Übertragung selbst 


unter der fachlichen Verantwortung desselben Arztes 
erfolgen. Dies kann z. B. im Krankenhaus auch der 
leitende Arzt oder ärztliche Direktor einer Fachabtei- 
lung oder -klinik sein. 

Liegen die Voraussetzungen nicht vor, gelten für die 
entnommenen Organe, Organteile oder Gewebe die 
arzneimittelrechtlichen Vorschriften, gleichgültig, 
durch wen die weitere Herstellung als Arzneimittel, 
insbesondere ihre Aufbereitung, Abpackung und 
Aufbewahrung, erfolgt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

Die Vorschrift stellt entsprechend § 1 Abs. 2 klar, daß 
Blutzubereitungen weiterhin den arzneimittelrecht- 
lichen Vorschriften unterhegen. Ergänzende Vor- 
schriften hierzu sind in einem Transfusionsgesetz 
vorgesehen. 

Zu § 21 (Änderung des Fünften Buches Sozial- 
gesetzbuch) 

Durch die Änderungen soll den Transplantations Zen- 
tren ein größerer zeitlicher Spielraum bei der nach- 
stationären Behandlung von Patienten gegeben wer- 
den, denen ein Organ oder Organteil nach § 8 über- 
tragen wurde. Vor allem in den ersten drei Monaten 
nach der Transplantation besteht die Gefahr plötzlich 
auftretender Komplikationen, insbesondere der Ab- 
stoßung des Transplantates und anderer schwerwie- 
gender gesundheitlicher Störungen. Dies macht eine 
engmaschige Überwachung durch die transplantie- 
renden, dafür besonders qualifizierten Krankenhaus- 
ärzte erforderlich, damit solche Gefahren rechtzeitig 
erkannt und durch geeignete Maßnahmen abgewen- 
det werden können. Wegen der erforderlichen spezi- 
fischen weiteren Überwachung sind auch in der Zeit 
danach nach wissenschaftlichen Regeln durchge- 
führte Kontrolluntersuchungen durch diese Ärzte zur 
Beurteilung und Sicherung des Behandlungserfolges 
und zur Qualitätssicherung in der Transplantations- 
medizin notwendig. 

Zu § 22 (Änderung des Strafgesetzbuches) 

Die Erweiterung des § 5 StGB um die neue 
Nummer 15 stellt sicher, daß strafbare Handlungen 
nach § 17 des Entwurfs auch dann dem deutschen 
Strafrecht unterhegen, wenn sie von deutschen 
Staatsangehörigen im Ausland begangen werden. 
Damit wird auch die Beteiligung Deutscher an verbo- 
tenem Organhandel bei Auslandstaten erfaßt. Die 
bekanntgewordenen Fälle zeigen, daß angesichts 
der vielfältigen Möglichkeiten einer Auslandsberüh- 
rung - vor allem im Bereich von Vermittlungstätig- 
keiten - eine Beschränkung des Verbots auf Inlands- 
taten keinen effektiven Schutz vor entsprechenden 
Handlungen zu gewährleisten vermag. 

Zu § 23 (Übergangsregelungen) 

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden 
Verträge mit Regelungsgegenständen nach den §§10 
und 1 1 gelten so lange weiter, bis sie nach Maßgabe 
dieser Vorschriften durch einen Vertrag abgelöst 
oder durch eine Rechtsverordnung ersetzt werden. 
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Dies gilt insbesondere für den Vertrag vom 19. Juni 
1989, den DSO, KfH und die Spitzenverbände der 
Krankenkassen mit Eurotransplant abgeschlossen 
haben. 

Zu § 24 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Der in Absatz 1 Satz 1 bestimmte Termin des Inkraft- 
tretens entspricht der Dringlichkeit des Gesetzes. Die 


Regelung des § 7 Abs. 3 tritt im Hinblick auf die noch 
zu schaffenden landesrechtlichen Vorschriften und 
die Einrichtung entsprechender Kommissionen bei 
den Landesärztekammem erst zwei Jahre später in 
Kraft. Gleichzeitig treten nach Absatz 2 die genann- 
ten, nach Maßgabe des Artikels 9 Abs. 1 des Eini- 
gungsvertrages in den neuen Bundesländern und im 
Ostteil Berlins als Landesrecht weitergeltenden Vor- 
schriften außer Kraft. 
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